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Tag  der  mündlichen  Prüfung:  31.  Juli  1907. 

Referent: 


Herr  Geheimer  Regierungsrat  Professor  Dr.  phil.  et  jur.  Max  Lehmann, 


Die  nachfolgende  Dissertation  bildet  nur  einen  Teil  der  von  der  hohen  philosophischen 
Fakultät  angenommenen  Abhandlung. 

Die  ganze  Arbeit  ivird  erscheinen  in  den  „Annalen  des  Vereins  für  nassauische  Alter- 
tumskunde und  Geschichtsforschung“,  Bd.  XXXVII  (1907). 


/■ 


Einleitung. 


Wie  so  manche  andere  deutsche  Mittel-  und  Kleinstaaten  verdankte  das  Gründung 
Herzogtum  Nassau  seine  moderne  Gestalt  unmittelbar  dem  Willen  des  Ersten  Herzogtums 
Napoleon.  Dessen  Wunsche  gemäss  vereinigten  Friedrich  August  zu  Nassau- 
Usingen  und  Friedrich  Wilhelm  zu  Nassau -Weilburg  ihre  Fürstentümer.  Dies 
konnte  um  so  unbedenklicher  geschehen,  als  nach  dem  Tode  des  kinderlosen 
Friedrich  August  dessen  Land  auf  jeden  Fall  an  Friedrich  Wilhelm  kommen 
musste.')  Das  geeinte  Land,  das  rund  300000  Einwohner  zählte^),  wurde  durch 
die  Rheinbundakte  zum  Herzogtum  erhoben;  den  Herzogstitel  nahm  allein 
Friedrich  August  als  Haupt  des  nassauischen  Gesamthauses  an.^) 

Am  30.  August  1806  erging  das  Patent  über  die  Verschmelzung  der 
beiden  Fürstentümer.^)  Wenige  Tage  darauf,  am  5.  September,  kam  in  Biebrich  5.  Sept.  1806 
eine  „vorläufige  Punktation“  zwischen  Friedrich  August  und  Friedrich  Wilhelm 
zustande,  die  als  eine  Erläuterung  und  Erweiterung  der  eigentlichen  Gründungs- 
akte des  Herzogtums  aufzufassen  ist.*'")  Uns  interessiert  sie  hier  ganz  besonders, 
weil  sie  der  Ausgangspunkt  für  sämtliche  nassauischen  Steuerreformen  wurde. 

Sie  betonte,  dass  durch  die  politischen  Ereignisse  in  wichtigen  Zweigen  der 
Staatsverwaltung  zwischen  dem  Herzog  und  dem  Fürsten  von  Nassau  eine 
Gemeinschaft  herbeigeführt  worden  sei.  Diese  Gemeinschaft  könne  nicht  auf- 
gehoben werden,  ohne  dem  Interesse  des  gesamten  Herzogtums  sehr  zu  schaden 
und  die  politische  Existenz  beider  Regenten  zu  gefährden.  „So  haben  Höchst- 
dieselbe[n]  sich  veranlasst  gesehen,  das  freundschaftliche  Verhältnis  vielmehr 

')  ^"^ergl.  C.  D.  Vogel,  Das  Herzogtum  Nassau;  genealogische  Tafel.  In  Frankreich 
hatte  man  sich  so  sehr  gewöhnt,  die  beiden  nassauischen  Fürstentümer  als  einen  Staat  zu  be- 
trachten, dass  Talleyrand,  als  er  zwei  Exemplare  der  Kheinbundakte  für  sie  besiegeln  sollte, 
die  AYorte  ausrief:  „11  n’en  faut  qu’un,  c’est  comnie  le  pere  et  le  fils!“  Siehe  Gagern,  Vor- 
läufige Bemerkungen  über  die  Verträge  mit  Usingen.  Weilburg,  den  9.  Sept.  1806. 

1811  hatte  Kassau  306  681  Einwohner.  Siehe  das  von  Vigelius  am  8.  Okt.  1811 
eingesandte  Generalgewerbstcuerkataster.  Der  französische  Almanach  von  1812  gab  die  Ein- 
wohnerzahl des  Herzogtums  auf  300000  an.  Diese  Zahl  hält  Weidenbach  (Kassauische 
Territorien,  S.  58)  mit  Unrecht  für  übertrieben. 

Art.  5 der  Rheinbundakte. 

*)  Schliephake-Menzel,  Geschichte  von  Kassau,  VII.  Bd.  S.  669. 

Diese  Urkunde  war  bisher  unbekannt.  Sie  ist  nur  in  zwei  Exemplaren  ausgefertigt 
worden,  von  denen  sich  das  eine  in  dem  VI.  F.  Weilburg  Cabinet  13  gezeichneten  Aktenband 
des  Wiesbadener  Staatsarchivs  befindet.  Alle  von  mir  benutzten  Akten  entstammen  dem 
Staatsarchiv  zu  Wiesbaden. 
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enger  zu  knüpfen  und  zu  beschliessen,  bei  denen  Zweigen  der  Staatsverwaltung, 
wo  es  die  Xotdurft  und  oberwälmte  Verhältnisse  erfordern,  zum  Besten  des 
Staates  und  der  Herzoglichen  und  Fürstlichen  Familie  solche  Anordnungen 
eintreten  zu  lassen,  welche  diesem  Zwecke  am  angemessensten  sind.“ 

Vor  allem  galt  es  den  Verwaltungsapparat  zu  vereinfachen  und  das  Steuer- 
wesen in  ganz  Xassau  nach  gleichen  Grundsätzen  zu  reformieren.  Dies  letztere 
war  nur  möglich,  wenn  man  zuvor  eine  genaue  l'bersicht  über  die  Finanzlage 
der  einzelnen  Landesteile  hatte.  Durchschnittsbereclmungen  der  bisherigen 
Einkünfte  waren  also  nötig.  Durch  sie  wurde  die  Regierung  in  Stand  gesetzt, 
die  reinen  zur  Bestreitung  der  Staatsbedürfnisse  bestimmten  Kammer-  und 
Steuereinnahmen  kennen  zu  lernen.  Zu  diesen  kamen  in  Zukunft  noch  die 
Einnahmen  aus  den  Souveränitätslanden  — so  nannte  man  die  dem  Herzogtum 
einverleibten  ehemals  reichsunmittelbaren  Territt)rien.  — Usingen  besass  bereits 
einen  „Lasten-  und  Ausgabenetat“;  AVeilburg  musste  nach  dem  usingischen 
A'orbilde  einen  aufstellen.  Die  Staatsausgaben  des  ganzen  Herzogtums  sollte 
ein  Generaletat  zeigen,  den  man  aus  gemeinschaftlichen  Mitteln  decken  wollte. 
Es  w'urde  auch  hier  als  Grundsatz  aufgestellt,  dass  die  Ausgaben  sich  nach 
dem  Betrag  der  jährlichen  Einnahme  zu  richten  hätten. 

Die  Verhandlungen  über  die  Ausführung  der  Übereinkunft  vom  5.  Sep- 
tember 1806  leiteten  der  usingische  Minister  v.  Atarschall  und  der  weilburgische 
Minister  v.  Gagern. 

Einem  allgemeinen  AVunsch  entsprechend  versuchte  v.  Gagern  es  durch- 
zusetzen, dass  der  schon  bejahrte  Herzog  abdanke  und  gegen  eine  Abfindungs- 
summe dem  Fürsten  die  Regierung  ganz  überlasse.  Dies  gelang  ihm  jedoch 
nicht.  So  suchte  er  wenigstens  die  A^erwaltung  und  das  Finanzwesen  der  beiden 
Fürstentümer  vollständig  zu  verschmelzen.  Für  AA^eilburg  war  besonders  das 
letztere  sehr  wuchtig;  denn  seine  Finanzlage  war  zum  Verzweifeln  schlecht. 
Die  vereinigten  Schulden  des  gesamten  Herzogtums  wollte  v.  Gagern  decken 
aus  den  Überschüssen  der  Einkünfte  von  den  Souveränitätslanden,  aus  den 
Subsidien  konföderierter  Fürsten,  denen  Nassau  die  von  Napoleon  verlangten 
Truppenkontingente  stellen  wollte,  aus  den  Einkünften  von  Post-  und  Alünzregal, 
hauptsächlich  aber  durch  folgende  Alassregeln;  1.  Durch  bessere  Benutzung 
oder  Verkauf  der  Domänen;  2.  durch  die  Anspannung  des  nassauischen 
Kredits  und  3.  durch  eine  neue  Besteuerung.*’) 

Gemeinsam  für  das  ganze  Herzogtum  wurde  1806  nur  das  Alilitär,  die 
Staatskasse,  das  Alinisterium  und  die  Gesetzgebung.") 

Über  die  weitere  Entwickelung  Nassaus  gab  der  Ministerialvortrag,  den 
V.  Gagern  und  v.  Alarschall  am  3.  Juni  1808  erstatteten,  einen  Überblick.  Er 


®)  Gagern,  Vorläufige  Bemerkungen  über  die  Verträge  mit  Usingen.  Weilburg,  den 
9.  Sept.  1806. 

Vogel,  Das  Herzogtum  ^Nassau,  8,  990  und  Meinardus  in  den  Mitteilungen  an  die 
Mitglieder  des  A^ercins  für  nass.  Altertumskunde  und  Geschiehtsforsebung  1900/01,  Spalte  22. 
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skizzierte  den  Zustand  des  Herzogtums  nach  Ablauf  des  ersten  Jahres  seines 
Bestehens.  Die  Bemühungen  um  ein  einheitliches  Steuersvstem  zeitigten  nur 
langsam  ihre  Früchte.  Die  bisherigen  Freigüter  waren  zur  Steuerzahlung  heran- 
gezogen w^orden.  Gut  gewählte  indirekte  Steuern  sollten  die  direkten  erleichtern. 
Die  Staatsschulden  wurden  in  dem  Vortrag  als  namhaft,  aber  nicht  nieder- 
drückend  gekennzeichnet. 

Bis  zu  einer  völligen  Ausgleichung  zwischen  den  verschiedenen  nassauischen 
Territorien  hatte  es  jedoch  noch  gute  AVege.  Am  meisten  entfernt  von  jeder 
Einheitlichkeit  war  das  Steuer  wesen.  Das  zeigt  uns  ein  Vortrag  des 
Regierungsrats  Ibell  über  die  Besteuerung  der  Freigüter.®)  Da  lesen  wir  die 
bezeichnenden  A^orte;  „Das  vereinigte  Herzogtum  Nassau  besteht  bekanntlich 
aus  vielen  im  einzelnen  noch  sehr  heterogen  organisierten  Landesteilen,  deren 
Disparität  jedoch  in  keinem  Punkte  sichtbarer  und  in  seinen  Folgen  wichtiger 
ist,  als  in  dem  Punkt  der  Steuerverfassung.  Die  Ursachen  dieser  Disparität 
bedürfen  keiner  Aufzählung  für  jemand,  der  mit  der  historischen  Ausbildung 
des  Steuerwesens  in  ehemaligen  teutschen  Territorien  nicht  unbekannt  ist.“  Die 
Folge  hiervon  war,  dass  auf  demselben  Einkommen  in  einigen  Landesteilen 
zwei-  bis  dreimal  so  viel  Steuern  lasteten  als  in  anderen.  In  diesem  Konglome- 
rat der  verschiedensten  Steuerverfassungen  gab  es  Besitzsteuern,  Kopfsteuern, 
Gewerbesteuern,  Verbrauchssteuern,  die  teils  direkt,  teils  indirekt  erhoben 
wurden.  Obenan  unter  den  Besitzsteuern  stand  die  sogen.  Schatzung.  In  der  Regel 
wmrde  sie  als  Grundsteuer  betrachtet,  obgleich  sie  bei  der  Untererhebung  inner- 
halb der  Gemeinden  häufig  auch  auf  andere  Objekte  — wie  Personen,  Gew^erbe, 
A ieh  und  dergl.  - — verteilt  wurde.  Genug,  eine  durchgreifende  Steuerreform 
war  tatsächlich  eine  Lebensfrage  für  das  junge  Herzogtum,  das  schon  mit  zer- 
rütteten Finanzen  in  die  AVelt  getreten  war  und  noch  lange  Jahre  hindurch 
unter  den  Lasten  napoleonischer  Kriege  seufzen  sollte.  Das  erkannte  man  auch 
allgemein  an.  Nur  ein  Teil  der  mediatisierten  Fürsten,  Grafen  und  Herren 
war  gegen  jede  Änderung  der  bestehenden  Steuerverhältnisse,  die  ihnen  fast 
gänzliche  Abgabenfreiheit  gewährleisteten. 

Der  Friede  von  Luneville,  der  Reichsdeputationshauptschluss  und  die 
Gründung  des  Rheinbundes  hatten  Nassau  einen  erheblichen  Länderzuwachs  ge- 
bracht.*^) Es  hatte  Teile  von  Kurköln,  Kurmainz,  Kurtrier,  Kurpfalz  und 
Hessen-Darmstadt  erhalten.  Hierzu  kamen  noch  die  Gebiete  einer  Anzahl  von 
Fürsten,  Grafen  und  Reichsrittern ^^),  die  zugunsten  Nassaus  mediatisiert  worden 
waren.  Diese  Standesherren  behielten  ausser  ihren  Domänen  noch  ihre  grund- 


Die  Steuer- 
verfas- 
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zelnen 
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reform ist 
notwendig. 


Das  Ver- 
hältnis der 
Mediatisier- 
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®)  Vortrag  IboIBs  vom  28.  März  1808. 

AVeidenbach,  Xassauische  Territorien,  im  10.  Bd.  der  Annalen  des  A^reins  für 
nassauische  Altertumskunde  und  Goscbichtsforschung,  1870  — aueb  Separatabdruck  — unter- 
lichtet  vollständig  über  alle  A^eränderungen  des  nassauisdicn  Besitzes  von  1789 — 1806, 

Standesberren  hiessen  sie  von  nun  an. 
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herrlichen  und  Feudalrechte.“)  Trotzdem  wurde  es  ihnen  schwer,  sich  in  die 
neuen  Yerhältnisse  zu  finden.  Es  ging  ihnen  wider  die  Ehre,  Untei’tanen  eines 
Hauses  zu  sein,  dem  sie  bisher  vollkommen  gleichberechtigt  zur  Seite  gestanden 
hatten.  Natürlich  suchten  sie  sich  den  neuen  Verhältnissen  dort  zu  widersetzen, 
wo  sie  ihnen  am  unbequemsten  wurden.  Sie  wollten  sich  der  Steuerpflicht 
gegenüber  dem  Staat,  dem  sie  nun  doch  angehörten,  entziehen. 

Ein  typisches  Beispiel  für  das  Vorgehen  vieler  dieser  mediatisierten  Herren 
ist  das  Verhalten  des  Hauses  "Wied.  Als  im  April  1808  eine  neue  Stempel- 
verordnung in  Nassau  erlassen  wurde,  ersuchte  die  fürstlich  wiedische  Rentkammer 
zu  Neuwied  für  sich  und  die  ganze  wiedische  Familie  um  Befreiung  von  der 
Stempelsteuer.  Das  Gesuch  wurde  jedoch  wie  alle  ähnlichen  Bitten  vom  Herzog 
abgeschlagen.“)  Dies  war  um  so  mehr  berechtigt,  als  das  nassauische  Herzogs- 
und Fürstenhaus  sich  selbst  der  genannten  Verordnung  unterwarf. 

Viel  mehr  Schwierigkeiten  machten  die  Standesherren,  als  ihre  bisher 
steuerfreien  Güter  einer  Steuer  unterworfen  wurden.“)  Jetzt  reichten  sie  nicht 
nur  Bittschriften  und  Proteste  ein,  sondern  strengten  auch  Prozesse  an.  Im 
Grunde  w'ar  dies  alles  vergeblich.  Aber  die  in  Anspruch  genommenen  weigerten 
sich,  vor  der  endgültigen  Entscheidung  die  Steuern  zu  zahlen.  Es  half  auch 
nicht  sehr  viel,  wenn  die  herzoglichen  Behörden  erklärten,  dass  durch  die  Ein- 
reichung einer  Bittschrift  die  Pflicht  der  Steuerzahlung  nicht  suspendiert  werde.“) 
Schliesslich  wurde  den  Widerspenstigen  mit  militärischer  Exekution  gedroht. 
Sogar  darauf  Hess  es  der  neuwiedische  Rentmeister  Schmid  in  Neuwied  an- 
kommen. Erst  nachdem  er  einen  reitenden  Jäger  9 — 10  Tage  hatte  bei  sich 
aufnehmen  müssen,  bequemte  er  sich  dazu,  die  geforderte  Steuer  zu  zahlen.^”) 

Viel  Zeit  musste  noch  vergehen,  ehe  sich  die  Mediatisierten  mit  den 
neuen  Verhältnissen  vollkommen  aussöhnten. 


Behördenorganisation. 

Ehe  wir  zu  den  Steuerreformen  selbst  übergehen,  wollen  wir  unsere  Blicke 
auf  die  nassauische  Behördenorganisation  und  auf  die  Männer  richten,  die  zum 
Gelingen  der  Reformen  das  meiste  beigetragen  haben. 

Staats-  p)jg  oberste  Behörde  im  Herzogtum  war  das  Staatsministerium,  das  seit 

imnistenu  n,  o 7 

1800  bestand.  1809  wurde  es  einer  durchgreifenden  Umbildung  unterzogen.“) 


Klüber,  Staatsrecht  des  Rheinbundes,  S.  130  ff.  Die  grundherrliehen  und  Feudal- 
rechte waren:  die  niedere  und  mittlere  Gerichtsbarkeit  in  Civil-  und  Kriniinalsachcn,  die  Jagd-, 
Fischerei-,  Bergbau-  u.  Hüttengerechtigkeit,  das  Patronatsrecht,  das  Recht  auf  den  Zehnten  u.  iihnl. 
Resolutio  Serenissimi  den  19.  Aug.  1808. 

Auf  diese  Additionalsteuer  wird  im  folgenden  naher  eingegangen  werden. 
Verordnung  der  Administrationskommission,  AViesbaden,  den  13.  Marz  1809. 

Bericht  des  Regierungsassessors  Lange  ans  Ministerium,  den  13.  Febr.  1811. 

Yergl.  den  Vertrag  vom  5.  Sept.  1800;  3Ieinardus  in  den  Mitteilungen  au  die 
^Mitglieder  u.  s.  w.  1.  c.;  Schliephake-Menzel,  Geschichte  von  ITassau,  7.  Bd.  S.  724. 
Menzel  gibt  irrig  an,  das  Staatsministerium  sei  erst  1809  begründet  worden. 
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Es  hat  nur  einmal  die  Ausführung  eines  Steueredikts  selbst  in  die  Hand  ge- 
nommen, ohne  dazu  erst  eine  besondere  Behörde  zu  bestellen.  Als  1810  auf 
Kolonialwaren  eine  hohe  Steuer  gelegt  wurde,  gingen  den  Steuerbeamten  die 
entsprechenden  Weisungen  direkt  vom  Ministerium  zu,  das  in  diesem  Falle  auch 
die  eingenommene  Steuevsumme  selbst  verrechnete.^’) 

Für  die  Zwecke  der  Verwaltung  war  Kassau  in  vier  Distrikte  eingeteilt, 

An  der  Spitze  jedes  Distrikts  stand  eine  Distriktsregierung,  auch  kurzweg 
Ivcgicrung  genannt.  Diese  Kegierungen  waren  dem  Ministerium  unmittelbar 
unterstellt.  Sie  hatten  ihre  Sitze  in  AViesbaden,  Weilburg,  Ehrenbreitstein  und 
Hachenburg.  Die  Eegierung  zu  Ehrenbreitstein  war  erst  1803  für  die  neu 
erworbenen  trierischen  Lande  errichtet  worden.  Die  llachenburger  Regierung 
wurde  durch  das  Edikt  vom  1.  Aug.  1809  aufgelöst  und  der  von  ihr  bis  dahin 
verwaltete  Distrikt  den  Regierungen  zu  Wiesbaden  und  Ehrenbreitstein  zugeteilt.^®) 

Jeder  Distrikt  zerfiel  in  eine  Anzahl  von  Ämtern.  1800  gab  es  62  solcher 
Ämter.  Du  im  Lauf  der  Zeit  mehrere  zusammengezogen  wurden,  war  ihre 
Zahl  im  Jahre  1813  auf  48  gesunken.  Zum  Zwecke  der  Steuerveranlagung  und 
Steuererhebung  waren  meist  2 oder  3 Ämter  zu  einem  Rezepturbezirk  zusammen- 
gefasst. Die  Ämter  setzten  sich  aus  einer  verschieden  grossen  Zahl  von  Kirch- 
spielen zusammen.  Kur  selten  bildete  ein  Kirchspiel  ein  Amt  für  sich.  Die 
Unterabteilungen  der  Kirchspiele  waren  die  Gemeinden. 

Lm  die  1806  zugunsten  Kassaus  mediatisierten  Gebiete  zu  verwalten,  ^ar '^'***?‘"’^**^* 
cigens  eine  Administrationskommission  in  Wiesbaden  errichtet  worden.“®)  X}ji.  iconnnisaion. 
wurde  auch  die  Besteuerung  der  bisher  steuerfreien  Güter  übertragen.“^) 

Keben  den  Regierungen  und  der  Administrationskommission  bestanden  kam,^ern 
noch  die  beiden  Ilofkammern  zu  Wiesbaden  und  Weilburg.““)  In  ihr  Ressort 
gehörte  die  Verwaltung  der  nassauischen  Domänen  und  der  meisten  Land-  und 
Wasserzölle. 

Schon  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  hatte  es  Justi  in  seinem  Werke 
„Staatswirtschaft^  als  wünschenswert  hingestellt,  dass  jeder  Staat  nur  eine  Landl^arsen 
Generalkasse  habe.“^)  Von  der  Erreichung  dieses  Zieles  war  Kassau  1806  noch 

Bericht  ^[arschalls  vom  17.  Okt.  1810. 

Weide» buch,  Xassauisehc  Territorien,  8.  58  ff. 

Weidenbach,  a.  a.  (). 

Ihr  Wirkunfrskreis  umfasste  also  die  Ämter:  Altenwied,  Dierdorf,  Heddesdorf,  Mai- 
Bcheid,  Aouorbiirg,  Xeuwiod,  Selters,  Runkel,  Braunfels,  Greifenstein,  llühcnsolms,  Reifonberg, 

Dietz,  Dauborn  und  die  ehemals  reichsritterschaftlichen  Orte:  Nievern,  Saucrthal,  Wasenbach, 

Frücht,  Schweighausen,  Düriiassenheim,  Langenau,  Kransherg  und  Niederhofheim.  Die  Ämter 
Burbach  und  Neunkirchen  wurden  aus  besonderen  Gründen  der  Regierung  zu  Ilachenhurg, 
der  reichsritterschaftliche  Ort  Osterspai  der  Regierung  zu  Ehrenbreitstein  überwiesen.  A'ergl. 
Weidenbach,  a.  a.  O. 

Ministerialbeschliiss  vom  25.  April  1807. 

Bericht  der  Wiesbadener  Hofkammer,  den  19.  Okt.  1808. 

Justi,  Staatswirtschaft  II,  018. 
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weit  entfernt.  Hier  gab  es  neben  der  allgemeinen  Staatskasse  noch  die 
Kammerkassen  bei  den  llofkammern  und  eine  Generalsteiierkasse  bei  der 
Administrationskommission.^*)  ln  diese  letztere  flössen  vom  1,  September 
1806  ab  alle  Einkünfte  aus  den  neu  erworbenen  Landesteilen;  aus  ihr  wurden 
die  Kosten  für  die  Verwaltung  dieser  Territorien  bestritten.  Nach  reichlich 
dreijährigem  Bestand  wurde  die  Generalsteuerkasse  mit  dem  31.  Dez.  1809 
aufgelöst,  um  „möglichste  Einfachheit  und  1 Übersichtlichkeit  im  Ilechnungs' 
wesen“  zu  erzielen. 

Die  Aufgaben  der  Generalsteuerkasse  wurden  damals  so  verteilt,  wie  es  der 
Kegierungsrat  Ibell  vorgeschlagen  hatte®'*):  Die  Hofkammern  zu  Wiesbaden  und 
Weilburg  übernahmen  die  Verwaltung  der  Hoheitseinkünfte,  d.  h.  der  ordent- 
lichen Steuern,  einschliesslich  der  Additionalsteuer,  und  aller  anderen  gewöhn- 
lichen Einkünfte  in  den  Standesgebieten.  Die  Staatskasse  übernahm  alles,  was 
ausser  den  Hoheitseinkünften  zum  Ressort  der  Gencralsteuerkasse  gehört  hatte. 
Sie  verrechnete  also:  Zinsen  von  Aktiven,  abgetragene  Aktiven,  aufgenommene 
Passiven,  Subsidien,  Einkünfte  aus  dem  Salz-  und  Postregal,  den  Stempelertrag, 
die  Fräuleinsteuer,  Extrasteuern,  ausserordentliche  Einnahmen  aus  sequestrierten 
Besitzungen  und  die  gesamte  Ausgabe,®*’) 

Als  1807  der  Alleinhandel  mit  Salz  im  Herzogtum  an  Schmalz  & Sohn 
verpachtet  wurde,  errichtete  man  in  Wiesbaden  eine  herzogliche  Salzsteuer- 
direktion. Sie  unterstand  direkt  dem  Ministerium.  Ihre  Aufgabe  war  es,  den 
ganzen  Verkehr  zwischen  der  Regierung  und  den  Inhabern  des  Monopols  zu 
vermitteln  und  letztere  zu  kontrollieren.  Mit  dem  1.  Juli  1811  trat  anstelle  der 
bisherigen  „Salzadmodiation“  die  herzogliche  Salzrcgie,  deren  Verwaltung  sogleich 
der  Salzsteuerdirektion  übertragen  wurde.®^) 

Im  April  1808  wurde  eine  Stempelsteuerdirektion  gegründet,  die  ebenfalls 
vom  Ministerium  ressortierte.®^)  Sie  setzte  sich  zusammen  aus  dem  Direktor 
und  zwei  Beamten,  von  denen  der  eine  als  Sekretär,  Kassierer  und  Intendant, 
der  andere  als  Buchhalter  angestellt  war.  Die  Stempeldirektion  hatte  das  ganze 
Herzogtum  mit  dem  nötigen  Stempelpapier  zu  versehen  und  sonst  auch  alles 
zu  verfügen,  was  die  Stempelverordnung  vom  6. '8.  April  1808  vorschrieb. 

Das  Steueredikt  vom  10.  14.  Februar  1809,  das  dem  Herzogtum  eine 
allgemeine  Grund-  und  Gewerbesteuer  brachte,  verfügte  auch  die  Errichtung 

Vortrag  des  Geh.  Rates  Yigelius  über  „Errichtung  der  Ctcncralstcucrkassc“,  Wies- 
baden den  23.  Sept.  1806. 

Vortrag  Ibells  vom  15.  Xov.  1809. 

*®)  Dass  übrigens  die  nassauischc  Verwaltung  nbdit  immer  schnell  arbeitete,  sollte  sieh 
bei  der  Auflösung  der  Generalsteuerkasse  zeigen.  Diese  erfolgte  am  31.  Dez.  1809  und  erst 
am  18.  Dez.  1810,  also  fast  nach  einem  vollen  Jahr,  wurden  die  Regierungen  und  liofkammem 
amtlich  davon  in  Kenntnis  gesetzt.  Siehe  Bericht  der  Staatskassciiverwaltung,  die  Auflösung 
der  Generalsteuerkasse  ....  betr.  Wiesbaden,  d.  26.  März  1811. 

Edikt  vom  8./10.  Juni  1811  im  Verordnungsblatt. 

Edikt  vom  6./8.  April  1808. 
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einer  Generalsteuerdirektion. Sie  wurde  dem  Ministerium  direkt  unterstellt. 
Ihr  Personal  setzte  sich  zusammen  aus  dem  Generalsteuerdirektor,  einem  ersten 
Revisor,  der  zugleich  Bureauchef  war,  fünf  Revisoren,  einem  Sekretär,  einem 
Registrator  und  einem  Burcaudiener.  Der  Dienst  begann  bei  der  Generalsteuer- 
direktion im  Sommer  um  7,  im  Winter  um  8 Uhr  morgens  und  dauerte  bis 
7 Vhv  abends,  mit  einer  Mittagspause  von  12 — 2 Uhr.  Die  Aufgabe  der  Gene- 
ralsteuerdirektion bestand  zunächst  in  der  Aufstellung  eines  Generalgrund-  und 
Generalgewerbsteuerkatasters  und  in  der  fortlaufenden  Berichtigung  des  letzteren. 
Auch  die  Aufsicht  und  Leitung  über  die  Ablieferung  der  ausgeschriebenen 
Steuern  zur  Staatskasse  lag  ihr  ob.  Sie  begann  ihre  Tätigkeit  bereits  in  der 
zweiten  Hälfte  des  April  1809.^**) 

Auf  den  Vorschlag  der  Generalsteuerdirektion  stellte  das  Ministerium  in 
den  einzelnen  Ämtern  Amtssteuerdirektoren  an.  Diese  hatten  in  ihrem  Bezirk 
die  Ausführung  des  genannten  Edikts  vom  10.  14.  Februar  1809  zu  leiten.  Ihre 
Instruktion  erhielten  sie  vom  Generalsteuerdirektor,  der  auch  ihre  Tätigkeit 
überwachte.  Vor  dem  Erlass  autlientischer  Auslegungen  des  Steueredikts 
musste  der  Generalsteuerdirektor  jedoch  stets  die  Entscheidung  des  Ministe- 
riums anrufen.''*^) 

Im  Jahre  1812  wurde  durch  das  Dekret  vom  4./6.  August  die  General- 
direktion  der  indirekten  Steuern  gegründet.  Sie  bestand  aus  dem  General- 
direkter,  einem  Sekretär,  vier  Buchhaltern,  einem  Kopisten  und  einem  Stempel- 
diener. Ihr  wurden  sofort  die  Stempelsteuer  und  die  Salz-  und  Tabaksteuer 
unterstellt.  Die  Stempelsteuerdirektion  und  ebenso  die  Salzsteuerdirektion  hörten 
auf.  Alle  übrigen  indirekten  Steuern  sollten  erst  nach  ihrer  völligen  Neu- 
einrichtung in  das  Ressort  der  Generaldirektion  der  indirekten  Steuern  fallen. 

o 

Der  erste  Artikel  der  Punktation  vom  5.  September  1 806  bestimmte  — 
wie  wir  sahen  — die  Errichtung  eines  nassauischen  Ministeriums.  Hans 
Christoph  Ernst  von  Gagern,  der  bisherige  w'eilburgische  Minister,  wurde 
sogleich  Ministerpräsident;  Ernst  Franz  Ludwig  Freiherr  Marschall  von  Bieber- 
stein, der  bis  dahin  Präsident  von  Usingen  gewesen  war,  wurde  zweiter  Minister. 
1809,  bei  der  Umbildung  des  Ministeriums,  trat  v,  Marschall  an  dessen  Spitze, 
während  sich  v.  Gagern  mit  der  zweiten  Stelle  begnügen  musste.^-)  Zwei  Jahre 
darauf  sah  sich  v.  Gagern  gezwungen,  den  nassauischen  Dienst  überhaupt  zu 
verlassen,  da  infolge  eines  napoleonischen  Dekrets  kein  auf  dem  linken  Khein- 
ufer  Geborener  in  ausserfranzösischen  Diensten  stehen  durfte. 


Durch  die  Verordnung  vom  3.  März  1813  [im  Verordnungsblatt]  erhielt  sie  den 
Namen  „(ieueraldirektion  der  direkten  Steuern*"  zum  Unterschied  von  der  inzwischen  ge- 
schaiFenen  Gencmldirektiün  der  indirekten  Steuern. 

Bericht  des  Generalsteuerdirektors  vom  20.  Juni  1809. 


A'ortrag  Ibells,  Wehen  den  8.  Aug.  1809. 
Spiel  mann,  Ibell  S.  39. 
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ährend  v,  Gagern  sich  mit  seltenem  Geschick  auf  dem  Gebiete  der 
auswärtigen  Politik  betätigte,  wnrkte  v.  Marschall  nicht  minder  segensreich  an 
der  Pesserung  der  inneren  Verhältnisse  des  Herzogtums. 

Wenn  Jlarschall  seine  Ilaupttätigkeit  auch  nicht  der  lleform  des  Steuer- 
wesens zuwandte,  so  erkannte  er  doch  ihre  unbedingte  Notwendigkeit  an.  Alle 
Pestrebungen  auf  diesem  Gebiet  fanden  in  ihm  einen  wohlwollenden  Peurteilor. 
Dabei  war  er  sich  stets  bewusst,  dass  es  unter  seinen  Peamten  einen  gab,  der 
ihm  an  Pegabung  wohl  gleich  kam,  an  Kenntnis  des  Steuerw^esens  ihm  aber 
W'Cit  überlegen  war.  Dieser  Mann  war  Ibell.  Dessen  Gutachten  holte  Marschall 
stets  in  Steuerangelegenheiten  ein  und  verfügte  dann  fast  immer  im  Sinne  des 
Ibellschen  Pates. 

Karl  Friedrich  Ibell  wurde  schon  1 804  zum  Regierungs-Assessor  beim 
Regierungskollegium  zu  Wiesbaden  ernannt. Charakteristisch  für  ihn  ist  ein 
Prief,  den  er  kurz  vorher  an  seinen  Vater  geschrieben  hatte.^^)  Hier  erklärte 
er:  „Ich  werde  bemüht  sein,  mich  stets  in  einer  solchen  Unabhängigkeit  zu 
erhalten,  dass  ich  nie  meine  Stimme  der  Wahrheit  zu  entziehen  und  nach 
äusseren  Verhältnissen  zu  modifizieren  genötigt  bin  — sie  soll  immer  der  gött- 
lichen gew'eiht  und  ihren  kriechenden  Gegnern  furchtbar  sein.^^  Dass  dies 
etwa  nur  leere  Worte  blieben,  war  bei  einer  so  scharf  ausgeprägten  Persönlich- 
keit wde  Ibell  vollständig  ausgeschlossen.  Was  er  hier  mehr  sich  selbst  als 
seinem  \ater  gelobte,  hat  er  treu  gehalten.  — ]m  August  1808  übernahm  er  zu- 
sammen mit  dem  Ilofrat  von  Mülmann  die  Direktion  des  Wege-  und  ITferbaues. 
Im  Mai  1809  wurde  er,  inzwischen  zum  Geh.  liegierungs-llat  aufgerückt,  ver- 
tragender Pat  im  Ministerium.  Zugleich  erhielt  er  die  Direktion  der  erst  zu 
schaffenden  Ministerialkanzlei, 

ln  manchen  Punkten  berührt  sich  Ibell  mit  seinem  freilich  weit  bedeuten- 
deren Landsmann  und  Zeitgenossen,  dem  Fnnherrn  vom  Stein.  Wie  dieser 
wur  auch  er  ein  Feind  des  verknöcherten  Peamtentums.  Es  gelang  ihm,  den 
Laien  wdeder  einen  Anteil  an  der  Verw^altung,  insbesondere  in  Steuersachen,  zu 
geben.  Für  alle  Verhältnisse  des  praktischen  Lebens  hatte  er  einen  offenen 
Plick.  Dabei  besass  er  eine  ausgezeichnete  und  umfassende  Pildung,  die  überall 
in  seinen  Perichten  und  Gutachten  durchblickt.  Die  Nationalökonomen  seiner 
Zeit  hatte  er  sämtlich  gelesen,  vor  allem  natürlich  Adam  Smith.  Pesonders 
nachhaltig  hatten  auf  Ibell  die  Schriften  des  Freiherrn  von  Eggers  eingewirkt. 

Spicliiiaiin,  Ibell  8.  31.  Allo  iiiisseren  Leben^dateii  Ibclls  entnolnnc  ich  diesem 
Uuehe.  L(dder  ist  dessen  vierter  Abschnitt:  „Der  erste  \ufbau  des  Herzo|t^tums  Nassau,  ISOO 
bis  1S13“  sehr  dürftig  ausg<‘fallen.  Spiclniann  scheint  für  diese  Zeit  nur  das  Ibellscho 
Familienarchiv  benutzt  zu  haben,  ohne  die  reichen  Schütze  des  AViesbadener  Staatsarchivs  zu 
verwerten.  Nur  so  ist  es  erklärlich,  dass  Spielmann  die  N'erdienste  Ibells  um  die  Steuer- 
reformen durchaus  nicht  hinreichend  würdigt. 

Der  Brief  vom  11.  April  1804  ist  gedruckt  bei  Spielmann,  Ibell  S.  218  ff. 
Vortrag  Ibells  über  die  Publikation  der  neuen  Stcuerordnung.  1809  ohne  Datum 
in  YIH.  IIN.  St.  M.  623. 
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Daneben  hatte  er  sich  an  den  Werken  von  Canard,  Condorcet,  Murhard,  Hofer, 
Eschenmayer  und  anderen  gebildet. Nicht  zu  verkennen  ist  schliesslich  der 
Einfluss,  den  Montesquieu,  der  Urheber  des  modernen  Konstitutionsgedankens, 
auf  ihn  gehabt  bat.  Es  ist  sicher  kein  Zufall,  dass  gerade  Ibell  das  Edikt 
vom  1.  2.  September  1814  abfasste,  das  die  Errichtung  von  Landständen  be- 
stimmte.^^) — Rastlose  Tätigkeit  w'ar  Ibell  geradezu  ein  Lebensbedürfnis.  Und 
hier  ging  es  ihm  ganz  so  wde  Stein:  er  setzte  bei  andern  den  gleichen  Eifer 
voraus,  und  musste  dann  nur  allzu  oft  bittere  Enttäuschungen  erleben,  die  ge- 
eignet schienen,  seinen  Schaffensdrang,  wenn  auch  nur  vorübergehend,  zu 
lähmen,  ln  solcher  Stimmung  schrieb  er  einst  an  ^larschalF^):  „Ich  an  meinem 
Teil  habe  niemals  an  einer  Sache  mit  mehr  Genugtuung  und  Eifer  für  den  Gegen- 
stand gearbeitet,  als  wde  in  den  Aufträgen,  welche  Euer  Excellenz  mir  in  Re- 
ziehung  auf  die  neue  Steuerregulierung  erteilt  haben. leb  nehme  daher  nicht 
ohne  Unzufriedenheit  mit  mir  selbst  w'ahr,  dass  mein  Eifer  sowde  meine  Teil- 
nahme durch  den  bisherigen  Vollziehungsgang  sehr  erkaltet  sind.  Zuw'eilen 
war  schon  der  die  oberste  Staatsbehörde  treffende  Vorwmrf,  das  Unausführbare 
gew^ollt  zu  haben,  den  ich  öfters  und  besonders  bei  früher  eingetretenen  fatalen 
Stockungen  hören  musste,  nötig,  meinen  Mut  zu  erhalten  und  mich  zu  neuer 
Tätigkeit  anzuspornen. 

Noch  müssen  wir  eines  Mannes  gedenken,  der  den  genannten  zwar  an  vigeiius. 
Pegabung  w^eit  nachsteht,  aber  durch  seinen  unermüdlichen  Eifer  sich  um  die 
Durchführung  des  Edikts  vom  10./14.  Febr.  1809  grosse  Verdienste  erw'arb. 

Es  w^ar  A^igelius.  Als  das  Generalsteuerdirektorium  gegründet  w'urde,  erhielt 
er  auf  Marschalls  Vorschlag  die  Stellung  eines  Goneralsteuerdirektors."^®)  Ob- 
w'ohl  ihm  diese  Amtstätigkeit,  wie  er  selbst  bekannte,  „nach  Form  und  Materie 
nicht  sehr  angenehm^^  war*^),  wurde  er  doch  gerade  hier  durch  seinen  nie  ver- 
sagenden Fleiss  und  sein  wenn  auch  bescheidenes  Organisationstalent  dem 
Staate  äusserst  nützlich.  Überschätzen  darf  man  seine  Pedeutung  nicht.  Prauch- 
bar  w^ar  Vigeiius  nur  an  zw^eiter  oder  dritter  Stelle,  w^o  er  selbst  geleitet 
wmrde. 

Es  wdrd  uns  nicht  wmndern,  wenn  wir  sehen,  dass  die  politischen  Vorbilder 

I ■•li  • /»  T rt  ^ der  nassau* 

luutmsse  auf  die  Steuergesetzgebung  Nassaus  von  1806 — 1813  stark  eingewdrkt 
haben.  Die  Kolonialw^aren-,  die  Salz-  und  die  Tabaksteuer  verdanken  ihre  Ein-  ^■eformen. 

Ibell:  Darstellung  der  Ansichten  und  Gründe,  w'orauf  der  Entwurf  eines  neuen 
Finanzgesetzes  beruht;  ohne  Datum  in  dem  VIII.  HN.  St.  M.  I.  618  gezeichneten  Aktenband. 

Firnhaber,  Simultanvolksschule,  1.  Bd.  S.  48. 

Schreiben  Ibells,  den  4.  April  1810. 

Es  handelte  sich  um  die  Ausführung  des  Steueredikts  vom  10./14.  Febr.  1809. 

Bericht  Marschalls  vom  30.  Januar  1809  und  Ernonnungspatent  für  A’^igelius  vom 
17./21.  Febr.  1809. 

^6  Vortrag  Ibells  vom  4.  April  1810.  Ibell  gibt  die  genannten  AVorte  als  Äusserung 
des  A'igelius  wieder. 
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Stempel- 

verordnung 

vom 

6 /3.  April 
3808. 


Führung  nur  den  unzweideutigsten  Willensäussciungen  Napoleons.  Durch  die 
Haltung  Frankreichs  wurde  zum  Teil  die  Beseitigung  der  Abzugssteuern  ver- 
anlasst oder  doch  wenigstens  beschleunigt.  Bei  der  Neuordnung  der  Stempel- 
steuer hielt  man  sich  teilweise  an  das  bergisclu!  Vorbild,  das  seinerseits  den 
Willen  des  Imperators  wiederspiegelte.  Bei  der  wichtigsten  Steuerreform  ahmte 
Nassau  jedoch  das  Vorgehen  eines  deutschen  Staates  nach.  Das  nassauische 
Edikt  über  die  Einführung  einer  allgemeinen  Grund-  und  Gewerbesteuer  schliesst 
sich  aufs  engste  an  das  entsprechende  badische  Gesetz  an. 

Judensteuer. 

Beginnen  wir  mit  einigen  kleineren  Steuerreformen,  die  den  gröfsereii 
vorangingen. 

Bereits  im  November  1806  erfolgte  die  Regulierung  des  Judenschutz- 
geldes‘“),  einer  Personalsteuer.  Sie  geschah  in  der  ausgesprochenen  Absicht, 
die  Zahl  der  Juden  im  Lande  zu  verringern  und  armen  Juden  die  Festsetzung 
im  Herzogtum  ganz  unmöglich  zu  machen.  Diese  „Betteljuden“  müssen  eine 
ziemliche  Landplage  gewesen  sein.  Überallher  kamen  Klagen  über  sie.  Von 
jetzt  ab  mussten  die  Juden  ein  bestimmtes  Vermögen  nachweisen,  wenn  sie 
in  den  herzoglichen  Schutz  aufgenommen  werden  wollten.  Ein  in  Nassau  ge- 
borener Jude  musste  500  Gulden,  eine  Jüdin  300  Gulden  besitzen.  Für  aus- 
ländische Juden  erhöhten  sich  diese  Sätze  auf  1500  und  1000  Gulden.  Als 
Aufnahmegebühr  hatte  jeder  inländische  Jude  oder  Jüdin  7Va  Dukaten  = 37^  2 
Gulden  zu  entrichten;  ausländische  Juden  zahlten  das  Doppelte.  Ausserdem 
musste  jeder  auf genommene  Jude,  gleichviel  welchen  Geschlechtes,  4 Gulden 
an  die  Wiesbadener  Kriminalkasse  abliefern. 

Stempelsteuern. 

Eine  Neuordnung  der  Steuern,  die  wir  nach  ihrer  Erhebungsart  unter 
dem  Namen  „Stempelsteuern“  zusammenfassen,  wurde  im  Jahre  1808  vollzogen. 
Eine  ähnliche,  doch  viel  weiter  gehende  Stempelsteuer,  war  im  Grossherzogtum 
Berg  schon  1807  eingeführt  worden.  Sie  sah  auch  bereits  eine  Spielkarten- 
steuer vor.‘^) 

In  Nassau  hatte  man  bisher  eine  Tax-  und  Stempelordnung  vom  Jahre 
1772  benutzt.  Durch  die  veränderten  Verhältnisse  war  sie  unzureichend  ge- 
worden. Deshalb  wurde  im  April  1808  eine  neue  Stempelverordnung  erlassen.^*) 
Sie  unterschied  Dimensionsstempel  nach  dem  Umfang  des  benutzten  Stempel- 

Edikt  vom  29.  Xov.  1806.  Einzelabdruck  in  einem  Sammelband  nassauischer  Gesetze 
in  der  Wiesbadener  Landesbibliothek. 

Edikt  vom  28.  März  1807.  Einzelabdmek  davon  in  den  Akten  und  Beilage  zum 
22.  Stück  der  Dillenburgi.schen  Intclligcnz-Xachricliteu  von  1807. 

'*0  Edikt  vom  6./8.  April  1808.  Einzclabdruck  in  den  Akten. 
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papiers''"),  Proportionalstempel,  die  mit  dem  Werte  des  Objektes  stiegen'“’)  und 
speziell  fixierte  Stempel.  Die  Höhe  des  Stempels  schwankte  zwischen  2 Kreuzern 
und  24  Gulden  für  den  einzelnen  Bogen.  Dem  Stempel  ivurden  unterworfen: 
Anstellungsdekrete,  Berichte  von  Appellationsgerichten,  Atteste  öffentlicher 
Behörden,  Begnadigungen,  Bittschriften,  gerichtliche  Kontrakte,  Hausierscheine, 
Inventarien  bei  Konkursen,  Vermögens-  und  Güterübergaben,  Mutscheine  für 
Bergwerke,  Pässe,  Prozessschriften,  Testamente  und  Zahlungsbefehle. 

Damit  die  Untertanen  ihren  Bedarf  an  Stempelpapier  bequem  decken 
konnten,  bekamen  die  Renteien'“)  dessen  Vertrieb  gegen  eine  Provision  von 
5 Prozent  überwiesen.  Sie  sollten  ihrerseits  wenigstens  einen  Unterverkäufer 
in  jedem  Kirchspiel  anstellen  und  ihm  durch  einen  Vertrag  einen  Anteil  an 
der  bewilligten  Provision  zusichern.  Hierzu  wollten  sich  viele  Renteien  nicht 
verstehen,  weil  dadurch  ihr  Gewinn  geschmälert  wurde.  Noch  im  September 
1811  sah  sich  die  Stempeldirektion  genötigt,  auf  Anstellung  von  Unterverkäufern 
zu  dringen.  Binnen  3 Wochen  mussten  die  Renteien  namentliche  Verzeichnisse 
der  Unterverkäufer  einsenden.  Die  säumigen  Renteien  sollten  dann  im  Amts- 
blatt öffentlich  moniert  werden.^")  Diese  Drohung  wirkte.  Zu  einem  öffentlichen 
Monitum  ist  es  nicht  gekommen. 

Ein  eigentümliches  Licht  auf  die  Rechtspflege  in  Nassau  wirft  der  Ministerial- 
beschluss  vom  8.  April  1808.  Hier  wird  verfügt,  dass  Unterverkäufer,  die  den 
Stempelbogen  teurer  verkaufen  als  seine  Taxe  ist,  nach  vorauf gehender  Unter- 
suchung durch  die  Stempeldirektion  „mit  willkürlicher  Strafe  und  nach  Befund 
mit  der  Zuchthausstrafe“  belegt  werden  sollen. 

Schon  nach  kurzer  Zeit  stellte  es  sich  heraus,  dass  die  Stempelsteuer  bei 
weitem  nicht  den  gehofften  Ertrag  abwarf.  Man  sann  auf  Abhilfe.  Doch  es 
schien  nicht  ratsam,  eine  neue  Stempelverordnung  einzuführen,  ehe  die  gesamte 
Neuorganisation  des  Herzogtums  beendet  war.^")  Hauptsächlich  w'ollte  man 
erst  abwarten,  ob  und  auf  w'elche  Art  der  Code  Napoleon  in  Nassau  eingeführt 
werden  würde.  Es  blieb  daher  vorläufig  alles  beim  alten.  Nur  der  Preis  für 
die  beiden  untersten  Stempelpapierklassen  von  2 und  4 Kreuzern  wurde  auf 
das  Doppelte  erhöht.®®)  Jeder  Beamte,  der  Ausfertigungen  auf  falsches  Stempel- 
papier schrieb  oder  Eingaben  mit  falschem  Stempel  annahm  und  weiterbeförderte, 
musste  für  jeden  am  gesetzmässigen  Betrag  fehlenden  Kreuzer  ' 2 Gulden 
Strafe  an  die  Stempelkasse  zahlen;  doch  sollte  die  Höhe  der  Strafsumme  10 
Reichstaler  nie  übersteigen.  Der  Rest  des  fälligen  Stempelbetrages  wurde 


V^ertrieb  des 
Stempel* 
papiers. 


Bestrafung* 
von  Stempel- 
hinter- 
ziehiingen. 


Abände- 
rungen der 
Stempel- 
Verordnung 
vom 

6./8.  April 
1808. 


z.  B.  bei  Bittschriften. 

Beispielsweise  richtete  sich  der  Stempel  bei  Anstcllungsdekreten  nach  der  Hübe  der 
Besoldung,  die  das  neue  Amt  brachte. 

Etwas  genaues  über  die  Benteien  konnte  ich  in  den  Akten  nicht  finden.  Sie  scheinen 
ungeHihr  den  heutigen  preussischen  Kreis-  und  Forstkassen  entsprochen  zu  haben. 

Verfügung  der  Stcinpeldirektion  vom  10.  Sept.  1811. 

Bericht  der  Kegierung  zu  Wiesbaden  an  das  Ministerium  den  21.  April  1810. 

Edikt  vom  15. /19.  Febr.  1811  im  Yerordn.-BIatt. 
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ausserdem  noch  von  dem  Schuldner  eingefordert.  Bei  den  kollegialischen  Justiz- 
und  Verwaltungsbehörden  wurde  der  Keferent  für  die  richtige  Stempelung  der 
durch  seine  Hände  gehenden  Schriftstücke  verantwortlich  gemacht. 

Emmer-  Ministerium  verlor  eine  umfassende  Stempelsteuerreform  nicht  aus 

manns 

Stempel-  Jen  Augen.  Einen  Entwurf  dazu  überreichte  der  Kammerrat  Emmermann  im 
Wurf.  August  1814."’^)  Er  ging  dabei  von  zwei  Grundseätzen  aus.  Alle  bei  den  Yer- 
waltungs-  und  Gerichtsbehörden  vorkommenden  Ihävatangelegenheiten  der  Unter- 
tanen, die  deren  A’^orteil  bezweckten,  wurden  der  Stempeltaxe  unterworfen.  Nur 
ein  amtliches  Armutszeugnis  sollte  hiervon  befreien.  Andererseits  sollten  Ver- 
handlungen der  Untertanen  unter  sich,  ohne  Zuziehung  einer  obrigkeitlichen 
Behörde,  stempelfrei  sein;  sie  wurden  jedoch  dem  „Visastempel“  unterworfen, 
wenn  sie  einer  Behörde  überreicht  wurden.  Endlich  sollte  jeder  Bogen  der 
Hauptbücher  von  Kaufleuten,  Fabrikanten  und  Handwerkern  auf  Stempelpapier 
niedrigster  Sorte  geschrieben  werden,  da  er  vor  Gericht  als  Beweis  gelten 
konnte.“^)  Hie  Stempelsteuer,  nach  diesem  Entwurf  urageändert,  wäre  wohl 
einträglich,  aber  sicher  auch  recht  drückend  geworden. 

Der  Beformvorschlag  blieb  unbeachtet  vermutlich  infolge  der  politischen 
Lage;  denn  wenige  Wochen,  nachdem  Emmermann  den  Entwurf  eingereicht 
hatte,  vollzog  sich  die  Auflösung  des  Rheinbundes.  Erst  mit  dem  1.  Jan.  1810 
wurde  ein  neues  Stempelsteuergcsetz  durchgeführt.^'O 

Spielkartenstempel. 

In  engem  Zusammenhang  mit  der  Stempelsteuer  stand  die  Einführung 
des  Spielkartenstempels.  Sie  erfolgte  durch  das  Edikt  vom  4.  Juni  1808^’‘^), 
jedoch  nur  für  den  Verwaltungsbezirk  der  Regierung  zu  Wiesbaden,  wo  man 
vermutlich  die  Haupteinnahme  erwartete.  Volkswirtschaftlich  war  die  Be- 
steuerung der  Spielkarten  stets  unschädlich.  Ihr  einziger  Fehler  w'ar,  dass  sie 
zu  w'cnig  einbrachte.  Die  Stempelgebühr  betrug  für  jedes  Spiel  12  Kreuzer 
und  floss  in  die  herzoglich  nassauische  Civilwitwenkasse.  1816  wurde  diese 
Gebühr  auf  die  Hälfte  herabgesetzt,  die  Spielkartensteuer  aber  gleichzeitig  auf 
* das  ganze  Herzogtum  ausgedehnt.  Für  jedes  ungestempelte  Spiel  Karten,  das 
man  fand,  wurden  15  Gulden  Strafe  erhoben.  Von  diesen  Strafgeldern  kamen 
® a ebenfalls  der  Civihvitwenkasse  zugute.“*') 


Kalenderstempei. 


Einführun 
des  Lande; 
kalenders 


Nur  eine  Erweiterung  der  Stempelverordnung  vom  0./8.  April  1808  be- 
deutete im  Grunde  die  Einführung  eines  Landeskalenders  durch  das  Edikt  vom 


Promemoria  des  Kannnerrats  Euimormann  den  16.  Ang.  1814. 

**)  Dies  war  dom  bergischen  Stempelsteucrgosetz  abgesehen. 

Edikt  vom  9./11.  Dez.  1815;  gedruckt  im  ersten  Band  der  Ycrordnungssanimlung. 
(xedruckt  iin  ersten  Band  der  Yerordnungssammlung. 

Edikt  vom  9./11.  Dez.  1815. 
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98  Juni  1808.'''’)  Der  bisherige  altnassauische  Kalender  wurde  als  .^allgemeiner 
Haushaltungskalender^^  privilegiert.  Der  Verlag  und  Verkauf  jedes  anderen 
Kalenders  wurde  in  Kassau  untersagt.'' ')  Ausgenommen  von  diesem  Verbot 

blieben  Almanache  und  Taschenkalender. 

Jeder  Eamilienvorstand  musste  sich  ein  Exemplar  des  Landeskalenders 
anschalfen.  Diese  Kalender  wurden  alljährlich  spätestens  im  Oktober  den  Ämtern  K.iiender. 
zugeschickt.  Die  Schultheissen  und  Ortsvorstände  hatten  dann  unentgeltlich 
ihi°e  Verteilung  an  die  einzelnen  Familien  zu  besorgen.  Die  Kalender  mussten 
sofort  bar  bezahlt  werden.  Der  Schultheiss  sandte  den  Erlös  an  das  betr.  Amt, 
das  ihn  dem  privilegierten  Verleger  übermittelte.  Der  Stempel  kostete  für  jeden 
Kalender  drei  Kreuzer.  Der  Besitz  eines  ungestempelten  Landeskalenders  wurde 
mit  einer  Strafe  von  20  Rth.  geahndet. 

Geheftet  und  auf  gewöhnlichem  Papier  gedruckt  kostete  der  Landeskalender  und 
nur  3 Kr.''^*),  mit  Stempel  also  6 Kr.  Zu  diesem  Preise  wollte  ihn  aber  der  K=»knders. 
Hof-  und  Kanzleibuchdrucker  Frei  nicht  hersteilen.'’*')  So  übernahm  der  Hof- 
buchhändler Ludwig  Schellenberg  in  Wiesbaden  Druck  und  Verlag  des  Kalenders 
mit  der  Verpflichtung,  ihn  für  3 Kr.  zu  liefern.  Zum  Zwecke  der  Verteilung 
der  Kalender  bekam  er  von  der  herzoglichen  Salzsteuerdirektion  Listen  über 
die  Familienzahl  in  den  einzelnen  Ämtern.  Soweit  die  Versendung  der  Landes- 
kalender unmittelbar  durch  die  Postwagen  geschehen  konnte,  erfolgte  sie  un- 
entgeltlich; andernfalls  musste  Schellenberg  den  Transport  auf  eigene  Kosten 
besorgen  lassen. 

Bald  merkte  er,  dass  der  Preis  von  3 Kr.  für  das  Stück  zu  gering  sei. 

Er  konnte  nachw^eisen,  dass  er  1810  und  1811  an  jedem  Kalender  Y2  Kr. 

Schaden  gehabt  hatte.  Daraufhin  wurde  ihm  anfang  1811  die  Vergütung  hier- 
für gewährt.  Die  Stempeldirektion  wurde  beauftragt,  ihm  die  entsprechende 
Summe  auszuzahlen.^*’) 

Dank  der  guten  volkstümlichen  Aufsätze  des  Pfarrers  Fliedner  in  Epstein  ^2ldeT. 
wurde  der  Kalender  im  Herzogtum  und  sogar  in  den  Nachbarstaaten  mit  grossem 
Beifall  aufgenommen  und  gern  gelesen. Aber  so  gering  die  darauf  ruhende 
Abgabe  auch  war,  sie  blieb  drückend  für  eine  so  arme  Bevölkerung  wie  die 
damalige  nassauische.  Aus  diesem  Grunde  hatte  die  Regierung  zu  V iesbaden 
schon  im  Juli  1810  die  Aufhebung  des  Kalenderstempels  empfohlen.®-)  Viel- 
leicht war  sie  auch  von  der  Anschauung  Justis  beeinflusst  worden,  der  sich 

Gedruckt  im  ersten  Band  der  Ycrordnu^gssammluu^^^ 

Im  Grossherzogtum  Berg  war  die  Einfühlung  fremder  Kalender  teilweise  ebenfalls 
verboten  auf  Grund  zweier  Yerordnungen  von  1806  und  1807.  Siehe  Dillenburgische  Intelli- 
genz-Xachrichten  1800,  36.  Stück  und  1807,  42.  Stück. 

Yorker  hatte  er  4 Kr.  gekostet. 

Gutachten  der  Kegierung  zu  Wiesbaden  vom  23.  März  1808. 

Ministerialbeschluss  vom  25.  Jan.  1811. 

Bericht  der  Regierung  zu  Wiesbaden  vom  20.  Juli  1810. 

a.  a.  ü. 
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D;is 
finanziel  e 


entschieden  gegen  den  Kalenderstempel  ausgesprochen  hatte.*’-'*)  Justi  missbilligte 
cs  überhaupt,  Abgaben  auf  Dinge  zu  legen,  die  jedermann  notwendig  gebrauchte. 
Den  Kalenderstempel  hätte  man  schon  deshalb  nicht  einführen  dürfen,  weil 
damals  in  \iel  giösserem  3Iass  als  heutzutage  die  Kalender  in  den  ärmeren 
Schichten  der  Bevölkerung  Bildung  verbreiteten. 

Das  finanzielle  Ergebnis  des  Kalenderstempels  war  ziemlich  kläglich.  Für 
''ÄdJrdas  Jahr  1812  wurden  53002  Kalender  gestempelt.*’*)  Das  bedeutete  eine 
Stempel . Bruttoeinnahme  von  nur  2650  fl.  6 Kr.  In  wie  schreiendem  Missverhältnis 
stand  dieser  geringe  Gewinn  zu  der  Härte,  mit  der  bei  der  Verteilung  der 
Kalender  gegen  die  säumigen  Familienhäupter  vorgegangen  wurde.  Alle  Bitten 
um  Befreiung  von  der  Anschaffung  des  Kalenders  blieben  unberücksichtigt. 
Erlassen  wurde  der  Ankauf  nur  den  ganz  armen  Familien,  die  überhaupt  nicht 
mehr  imstande  waren,  öffentliche  Abgaben  zu  entrichten.  Auf  die  weit  ver- 
breitete Unkenntnis  des  Lesens  wurde  bei  der  Verteilung  der  Kalender  keine 
Kücksicht  genommen.  Man  erwartete,  dass  in  jedem  Haushalt  wenigstens  eine 
Person  des  Lesens  kundig  sei.®'*) 

Der  Kalenderstempel  liielt  sich  die  ganze  Eheinbundzeit  hindurch.  Erst 
im  Dezember  1815  wurde  er  aufgehoben.®®)  Kassau  konnte  eben  während  der 
napoleonischen  Herrschaft  auch  auf  die  unbedeutendsten  Einnahmen  nicht  ver- 
zichten. Es  brauchte  sie^  um  die  stets  steigenden  Ansprüche  des  französischen 
Imperators  zu  befriedigen. 


Aufhebu  lg 
des 

Kalende  • 
sleinpd  . 


Das 
Bcsteue 


Besteuerung  der  Freigüter. 

Bei  der  allgemeinen  Kot  war  es  eine  unabweisbare  Forderung  der  Ge- 
rechtigkeit, die  Steuerkraft  der  neuerworbenen  Gebiete  dem  Herzogtum  möglichst 
schnell  nutzbar  zu  machen.  Hauptsächlich  galt  es,  die  Ritter-  und  Freigüter 
aller  Art  zu  den  Staatslasten  heranzuziehen  5 denn  sie  hatten  im  allgemeinen 
bisher  noch  am  wenigsten  durch  den  Krieg  gelitten. 

Der  26.  Artikel  der  Rheinbundakte  hatte  den  Souveränen  das  Besteuerungs- 
Ähei' >’echt  im  ganzen  Umfang  ihres  Gebietes  eingeräumt.  Eine  Ausnahmestellung 
bundfürs.  n.  erhielten  jedoch  die  zahlreichen  mediatisierten  Ritter  und  Fürsten.  In  Rück- 
sicht auf  sie  verfügte  nämlich  der  27.  Artikel  der  Bundesakte : „Ihre  Domänen 
und  Güter  werden  bezüglich  der  Steuer  den  Domänen  und  Gütern  der  Fürsten**^) 
des  Hauses  gleichgestellt  werden,  unter  dessen  Souveränität  sie  Kraft  des  gegen- 
wärtigen Vertrages  treten.“  Danach  fiel  jeder  Unterschied  zwischen  standes- 
herrlichen und  landesherrlichen  Domänen  bei  der  Besteuerung  fort.  Hieraus 

.Justi,  Staatswirtschaft,  II.  376. 

Bericht  von  Jlülmann,  den  11.  März  1812. 

Verordnung  vom  21.  Mürz  1800  im  Verordn.-! ilatt. 

®“)  hdikt  vom  9./11.  Dez.  1815  in  der  Verordnungssammlung. 

*')  Bio  sogleicii  entstandene  und  viel  erörterte  Streitfrage,  ob  princes  mit  „Fürsten“ 
oder  mit  „Prinzen“  zu  überk-tzen  sei,  war  für  Nassau  ohne  jede  Bedeutung. 
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folgte  aber  noch  nicht,  dass  erstere  zu  den  ordentlichen  Steuern  überhaupt  nicht 
herangezogen  werden  konnten.*’**)  Denn  wenn  der  Souverän  seine  eigenen  Be- 
sitzungen einer  Abgabe  unterwarf,  dann  mussten  sich  auch  die  Mediatisierten 
eine  Besteuerung  gefallen  lassen. 

So  geschah  es  in  Kassau.  Am  6.  Mai  1807  wurde  das  Edikt  über  die 
Besteuerung  der  bisher  in  ordinario  steuerfreien  Güter  erlassen.***’)  Alle  bisher 
von  den  ordentlichen  Steuern  befreiten  Güter  sollten  in  Zukunft  „verhältnis- 
mässi»-“  besteuert  werden.  Diese  Steuer'  sollte  in  die  Generalsteuerkasse  fliessen 
und  hauptsächlich  zum  Unterhalt  des  Militärs  dienen.  Steuerfrei  blieben  künftig 
nur  alle  Schlösser  und  Hofgärten  der  Regenten,  die  Residenzschlösser  und  Hof- 
gärten der  Standesherren,  Besoldungsgüter  von  geistlichen  und  weltlichen  Be- 
amten, Gerichtsgebäude,  Zuchthäuser  und  andere  staatliche  Gebäude.  Ausser 
den  standesherrlichen  gab  es  noch  andere  Privatbesitzungen,  die  durch  Privileg 
oder  sonstwie  früher  Steuerfreiheit  erhalten  hatten.'*®)  Auch  hier  wurde  sie 
nicht  geachtet.  Das  Buchstabenrecht  wurde  gebrochen.  Es  musste  dem  Recht 
der  Billigkeit  Platz  machen,  das  bei  dem  ungeheueren  Steuerdruck,  der  auf 
dem  Lande  ruhte,  eine  möglichst  gleiche  Verteilung  der  Last  erheischte. 

A^on  einer  Besteuerung  der  Zehnten  und  der  anderen  grundherrlichen  Ge- 
fälle sah  man  für  den  Augenblick  noch  ab.  A'ielleicht  scheute  man  die  steuer- 
technischen Schwierigkeiten,  vielleicht  wollte  man  von  den  ehemals  Steuerfreien 

auch  nicht  alles  auf  einmal  verlangen. 

Ein  interimistischer  Kataster  der  Freigüter  musste  von  den  Ämtern  schnell 
fertig  gestellt  werden.  Viele  Freigüter  trugen  bereits,  in  einem  bestimmten 
Verhältnis  gegenüber  den  steuerpflichtigen  Gütern  ihrer  Gemarkung,  zu  den 
ausserordentlichen  Kriegslasten  bei.'**)  Sie  wurden  unter  Erwähnung  dieses 
Verhältnisses  in  eine  Tabelle  eingetragen.  AVaren  ganze  Ortschaften  zu  dieser 
neuen  Steuer  heranzuziehen,  so  wurden  sie  nach  den  Lagerbüchern  (sie  waren 
meist  vorhanden)  verzeichnet.  AA"o  diese  etwa  fehlten,  mussten  die  Grundstücke 
auf  Kosten  ihrer  Besitzer  vermessen  und  abgeschätzt  werden. 

Die  ehemals  steuerfreien  Güter  wurden  gesondert  von  den  übrigen  in 
sogenannte  Additionalsteuerkataster  eingetragen.  Die  ganze  Steuer  erhielt  den 
Kamen  Additionalsteuer.  Sie  wurde  von  denselben  Steuerbeamten  (Rezeptoren)  er- 
hoben wie  die  übrigen  Steuern  und  direkt  an  die  Generalsteuerkasse  abgeliefert.*-) 

Schon  von  Beginn  des  Jahres  1807  an  hatten  die  Freigüter  die  Steuern 
zu  zahlen.  Soweit  sollte  das  Gesetz  vom  6.  Alai  zurückwirken. 

Die  Besteuerung  der  Domänen  war  eine  reine  Formsache;  der  Staat 
nahm  das  Geld  aus  der  einen  Kasse,  um  es  in  eine  andere  zu  stecken.  Dies 

„Über  die  ÄnAvendung  des  Bestoueningsrechts  der  Souveräne  auf  die  ])omäncii  der 
mediatisierten  Reichsstände“  in  inkopps  Rheiniscliein  Bund  180*,  S.  51  if. 

- Gedruckt  in  AVinkopps  Kheiiiisebem  Bund,  20.  Heft,  S.  259  ff. 

Gutaebten  der  Administrations-Kommission  vom  13.  April  1807. 


Edikt  vom 
6.  Mai  1807 
über  die 
Besteue- 
rung der 
Freigüter. 


Aufstellung 
eines 
Katasters 
der  Frei- 
güter. 


Besteue- 
rung der 
landesherr- 
lichen 
Domänen. 


Scbreibeii  AlarschalLs  vom  8.  April  1807. 

Schreiben  der  Hofkammer  zu  AViesbaden  den  10.  Aug.  1807. 
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Das  Edikt 
vom 

ÜG.Juni  1807.  j 
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Projektierte 
Besteuerung 
der  Ge- 
meinde* 
Waldungen 
und 

Allmenden. 


eschah  nur,  um  „allen  Querelen  zuvorzukommen“,  die  durch  Berufung  auf 
en  27.  Artikel  der  Bundesakte  entstehen  konnten.’-*)  Trotzdem  stiess  die 
Ldditionalsteuer  verschiedentlich  auf  Widerstand,  der  allem  Anschein  nach  von 
'rankreich  unterstützt  wurde’*),  das  dadurch  die  Rheinbundfürsten  noch  ab- 
ängiger  machte. 

„Yerhältnismässig“  sollten  die  ehemaligen  Freigüter  zu  den  Steuern  bei- 
ragen. Das  konnte  schlechterdings  nichts  anderes  heissen,  als  dass  man  sie 
ach  denselben  Grundsätzen  besteuern  wollte  wie  die  steuerpflichtigen  Güter, 
liervon  kam  man  aber  schnell  ab.  Das  Gesetz  vom  26.  Juni  1807’®)  ver- 
ündete,  dass  die  bisher  steuerfreien  Güter  nur  -/s  so  hoch  besteuert  werden 
ollten  als  die  übrigen.  Als  Grund  für  diese  Bestimmung  gab  das  Gesetz 
politische  Gründe  und  den  Vorgang  anderer  Staaten“,  namentlich  des  Gross- 
.erzogtums  Baden,  an.  Allerdings  wurde  dieser  Steuernachlass  bald  auf  die 
rüter  der  vormals  Reichsunmittelbaren  beschränkt,  und  auch  hier  wieder  allein 
uf  diejenigen  Güter,  die  nicht  in  Erbpacht  ausgegoben  waren.’**)  Infolge  dessen 
t urden  auch  die  Kameralerbleihgüter”)  voll  besteuert,  doch  blieb  es  dem  Erb- 
aihträger  überlassen,  sich  mit  der  Hofkammer  auseinanderzusetzen.’*)  Später 
;am  dieser  Steuernachlass  auch  den  Isichtadligen,  die  Freigüter  besassen,  zugute, 
ofern  sie  kein  bürgerliches  Gewerbe  nebenbei  betrieben’*'),  und  endlich  auch 
.en  höheren  herrschaftlichen  Beamten.**’)  Rur  zu  den  Extrasteuern  — auf  die 
vir  gleich  eingehen  werden  — wurden  die  privilegierten  Güter  in  gleicher 
Yeise  wie  alle  übrigen  herangezogen.**) 

Bei  der  Besteuerung  der  vormals  steuerfreien  Güter  galt  es  als  oberster 
Grundsatz,  dass  der  Grund  und  Boden  steuerpflichtig  sei.  Grundlasten,  die  der 
Cigentüraer  zu  entrichten  hatte,  bewirkten  keine  Verminderung  des  Steuer- 
nsatzes. Es  blieb  aber  dem  Grundeigentümer  freigestellt,  von  den  Empfängern 
ier  Grundabgaben  auf  dem  Rechtswege  oder  durch  gütliche  Übereinkunft 
iteuerb  ei  träge  zu  erlangen.*-) 

Im  Anschluss  au  die  Additionalsteuer  sollten  auch  die  steuerfreien  Gemeinde- 
valdungen vom  1.  Januar  1808  ab  besteuert  werden.***)  Hiergegen  erhoben 


Schreiben  Marschalls  vom  8.  April  1807. 

Siehe  Edikt  vom  26.  Juni  1807. 

”)  Abschrift  davon  in  den  Akten. 

Kesol.  Serenissimi,  Biebrich  den  10.  Juli  1807. 

Das  waren  nassauische  Domänen,  die  von  den  Hofkammeni  in  Erbleihe  gegeben 
torden  waren. 

Mit  der  Jlofkammer  zu  AViesbaden  oder  der  zu  AVoilburg,  je  nachdem  das  Gut 
singisch  oder  weilburgisch  war. 

Kesol.  Serenissimi,  Biebrich  den  5.  Januar  1808. 

Kesol.  Serenissimi,  Biebrich  den  16.  Februar  1808. 

Kesol.  Serenissimi,  Biebrich  den  9.  Oktober  1807. 

Kesol.  Serenissimi,  Biebrich  den  21.  Dez.  1807. 

Kesol.  Serenissimi,  Biebrich  den  22.  Dez.  1807. 
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sich  jedoch  verschiedene  Bedenken.  Besonders  scharf  sprach  sich  Ibell  dagegen 
aus.***)  Er  wies  schlagend  nach,  dass  die  Besteuerung  von  Gemeindewaldungen 
und  Allmenden  dem  Buchstaben  und  Sinn  des  herzoglichen  Ediktes  zuwider- 
laufe, das  durch  Heranziehung  der  steuerfreien  Grundstücke  die  Staatslasten 
Aeichmässiger  verteilen  wollte.  Diese  Steuer  wäre  in  der  Tat  ungerecht  gewesen. 

Denn  sämtlichen  Gemeinden  wurde  nach  der  Gröfse  und  Ertragfähigkeit  ihres 
Grundbesitzes  die  Zahlung  einer  bestimmten  Steuersumme  auf  erlegt,  s-®)  Diesen 
Steuerbetrug  brachten  nun  einige  Gemeinden  nicht  durch  die  Besteuerung  ihres 
Grundeigentums,  sondern  durch  die  Besteuerung  irgendwelcher  anderer  Objekte 
auf.  So  blieben  ihre  Allmenden  und  Waldungen  steuerfrei.  In  Wahrheit  durfte 
man  diese  aber  nicht  als  steuerfrei  betrachten,  denn  die  auf  ihnen  ruhende 
Steuer  war  ja  von  der  Gemeinde  aufgebracht  worden.  Ihre  nochmalige  Be- 
steuerung hätte  den  Steuerdruck  nur  ungleichmässiger  verteilt.  Nachdrücklich 
wies  Ibell  noch  darauf  hin,  welche  Schattenseiten  in  staats  wirtschaftlicher  Hin- 
sicht die  Besteuerung  der  Allmenden  und  Gemeindewaldungen  notwendig  mit 
sich  bringen  müsse.  Die  genannten  Grundstücke  standen  allen  Gemeinde- 
gliedern gleichmässig  zur  Benutzung.  Eine  Steuer  auf  sie  konnte  daher  nur 
als  Kopfsteuer  verteilt  werden,  die  natürlich  die  ärmeren  Gemeindeglieder  am 
schwersten  getroffen  hätte.  Vor  einer  allgemeinen  Grundsteuerreform  dürfe 
man  — so  schloss  Ibell  — an  eine  Besteuerung  der  Gemeindewaldungen  und 
Allmenden  überhaupt  nicht  denken.  Den  eindringlichen  ^ orstellungen  Ibells 
war  es  hauptsächlich  zu  verdanken,  dass  im  Mai  1808  die  bereits  aus- 
geschriebene Steuer  nicht  eingefordert  und  vor  der  Hand  überhaupt  auf- 
gehoben wurde.***) 

Infolge  des  Widerstandes,  den  die  Mediatisierten  ihrer  Besteuerung  ent- 
gegensetzten,  ging  die  Additionalsteuer  sehr  langsam  ein.  Ein  Beispiel  hierfür  nalsteucr. 


0**^0 

bietet  der  Rezepturbezirk 



Nassau.  Dort  waren: 

im  Jahre 

ausgeschrieben 

CS  gingen  ein 

1807 

1132  fl. 

280  fl. 

1808 

1132  „ 

280  „ 

1809 

1348  „ 

2231  „ 

1810 

1349  „ 

1787  „ 

^ ^ O 

Bis  Ende  1811  wurde  die  Additionalsteuer  erhoben.®^)  Jsoch  im  August  des 
Jahres  waren  bedeutende  Summen  im  Kückstand,  Die  Steuereinnehmer  wurden 
angewiesen,  sich  bei  Abwesenheit  der  Gutsbesitzer  an  die  Einnehmer  der  Guts- 
einkünfte oder  an  die  Pächter  zu  halten.  Im  Notfall  sollten  Gutserträge  oder 

Gutachten  TbelLs,  AAlcsbadeu  den  28.  Alärz  1808. 

A^or  der  Ausfühning  des  8teucredikts  vom  10./14.  Febr.  1809  wurden  den  einzelnen 
Gemeinden  bestimmte  Steiiersummen  auferlegt,  die  sie  unter  ihre  Gemeindegliedcr  nach  den 
verschiedensten  Grundsätzen  und  A'orrechten  verteilten. 

Alinisterialbeschlüsse  vom  3.  Alai  1808  und  16,  Alai  1808. 

A’^erordnung  der  Generalsteuerdirektion  vom  3.  Juli  1811. 
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Güterstücke  beschlagnahmt  und  verkauft  werden,  damit  der  Staat  auf  diese 
Weise  zu  der  verweigerten  Steuer  käme.”*’)  Erst  gegen  die  Mitte  des  Jahres 
1812  war  diese  fast  vollständig  eingezogen 

Extrasteuern. 

Mit  Hilf  2ur  Deckung  der  gewöhnlichen  laufenden  Staatsausgaben  wurden  in  Nassau 

rm'Eut''tas  eine  bestimmte  Anzahl  von  Grundsteuersimpeln  ausgeschrieben.  Daneben 

gewichfh  r dienten  noch  zur  Deckung  der  aussergewöhnlichen  Ausgaben  die  sogenannten 
gestellt  extraordinären  oder  Extrasteuern.  Sie  waren  ilas  bewegliche  Element  in  dem 
nassauischen  Steuersystem.  Mit  ihrer  Hilfe  wurden  Ausgabe  und  Einnahme 
des  Staates  alljährlich  ins  Gleichgewicht  gebracht.  Die  Schulden,  die  1808 
101285  fl.  44^/4  kr.  betragen  hatten,  durften  nicht  vermehrt  werden.  Schon 
davon  die  Zinsen  zu  zahlen,  wurde  dem  armen  Staat  recht  sauer.  Yielleicht 
hätte  sich  auch  nicht  einmal  jemand  gefunden,  bei  dem  das  Herzogtum  unter 
halbwegs  billigen  Bedingungen  hätte  eine  Anleihe  aufnehmen  können.  Bargeld 
war  damals  teuer  und  der  Gläubiger  konnte  selbst  beim  besten  Willen  der 
nassauischen  Regierung  nicht  mit  Sicherheit  darauf  rechnen,  seine  Zinsen  und  eine 
etwaige  Amortisationsquote  pünktlich  zu  erhalten;  denn  erst  mussten  alle  fran- 
zösischen Forderungen  erfüllt  werden.  Ob  dann  noch  etwas  für  die  Staats- 
gläubiger übrig  blieb,  das  war  zum  mindesten  sehr  zweifelhaft.  Dann  war 
man  aber  überhaupt  anfangs  des  19.  Jahrhunderts  teilweise  in  Deutschland  noch 
weit  davon  entfernt,  in  dem  modernen  Staatshaushaltungswesen,  das  in  so  grofsem 
Masse  mit  Anleihen  arbeitet,  etwas  erstrebenswertes  zu  sehen.”®) 

So  kam  es,  dass  mit  der  Gründung  des  Herzogtums  die  Extrasteuern  eine 
ständige  Einrichtung  wurden.  Sie  wahrten  nur  insofern  ihren  Charakter  als 
ausserordentliche  Steuern,  als  sie  stets  in  unregelmässigen  Zwischenräumen 
und  in  verschiedener  Höhe  erhoben  wurden,  je  nachdem  es  die  augenblickliche 
Lago  gerade  verlangte.  Die  Unregelmässigkeit  ihrer  Erhebung  trug  viel  dazu 
“ bei,  sie  noch  drückender  zu  machen.  Oft  konnten  die  Extrasteuern  erst  kurz 
vor  dem  Erhebungstermin  ausgeschrieben  weiden.  In  solchen  Fällen  wurde 
es  den  ärmeren  Familien  besonders  schwer,  schnell  das  nötige  Bargeld  auf- 
zubringen. 

Die  ausserordentlichen  Steuern  wurden  von  den  Landkassen  an  die  Gcneral- 
steuerkasse  abgeliefert. 

Extra-  Zuerst  wurden  im  Oktober  1806  zwei  „Extramonatgelder''^  ausgeschrieben 

steuern  IS  IC.  ” ® i ° o- 

die  anfangs  November  und  anfangs  Dezember  erhoben  wurden.  Sie  waren 
bestimmt,  die  Kosten  der  Mobilmachung  der  herzoglichen  Truppen  zu  decken. 

Verordnung  der  (feneralsteuerdirektion  vom  24.  Aug.  1811. 

Verordnung  der  Generalsteuerdirektion  vom  10.  Juni  1812  im  Verordn.-Blatt. 

Heinrich  Stephani,  in  AVinkopps  Kheinbd.  10.  Hd.  S.  251. 

Landesherrl.  Edikt,  Biebrich  den  14.  Okt.  18(>6.  Abschrift  in  den  Akten. 
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Die  Vermehrung  und  Mobilmachung  des  nassauischen  Heeres,  eine  Folge  des 
Beitritts  von  Nassau  zum  Rheinbunde,  erforderte  grossen  Geldaufwand.  Der 
andauernde  Krieg  steigerte  die  Lasten  immer  mehr.  Statt  der  ursprünglich 
festgesetzten  Anzahl  von  1680  Mann  forderte  Napoleon  allmählich  gerade  doppelt 
soviel,  ohne  den  Nassauern  dafür  die  geringste  Entschädigung  zu  bieten.”^)  Die 
Kriegslasten  bew'ogen  die  nassauischen  Regenten  (ebenfalls  im  Oktober  1806), 
auch  den  neu  erworbenen  Gebieten  eine  Extrasteuer  im  Betrage  von  13000  fl. 
aufzuerlegen.”®)  Dadurch  wurde  die  Steuerkraft  des  neuen  Besitzes  in  gleicher 
Weise  angespannt,  wie  die  des  alten. 

Bei  dieser  Gelegenheit  wurde  die  Bestimmung  neu  eingeschärft,  dass  alle 
von  den  ordentlichen  Steuern  befreiten  Güter  zu  den  ausserordentlichen  voll 
heranzuziehen  seien.  Nur  die  Besoldunpgüter  der  weltlichen  und  geistlichen 
Beamten  blieben  befreit.  In  allen  Ämtern  trugen,  soweit  die  dürftigen 
Kataster  eine  Kontrolle  zuliessen,  die  nassauischen  Domänen  in  gleicher 
Weise  zur  Extrasteuer  bei  wde  die  übrigen  Güter.  Nur  im  Amt  Hohensolms, 
wo  nichts  vermessen  war,  übernahmen  sie  nach  Übereinkunft  ^ ii  der  Extra- 
steuer. Um  die  Zahlung  der  13000  fl.  gleichmässig  auf  die  neuen  Territorien 
zu  verteilen,  wurden  „Spezialkommissionen“  ernannt,  die  am  27.  Oktober  1806 
zu  einer  Konferenz  in  Limburg  zusammentraten.”^) 

Schon  im  nächsten  Monat,  im  November,  wurde  eine  neue  ausserordent- 
liche Steuer  ausgeschrieben.  Auch  sie  war  zur  Deckung  der  Militärbedürfnisse 
bestimmt.”®) 

Im  nächsten  Jahre  w’urde  es  nicht  besser.  Am  1.  April,  1.  Steuern  1807. 

1.  Juli  wurde  je  ein  Extrasimplum  erhoben.  Die  altweilburgischen  Ämter”'’’) 
hatten  allein  hierzu  7738  fl.  59  kr.  beizutragen.”^)  Gewiss  eine  beträchtliche 
Summe,  wenn  man  bedenkt,  dass  es  sich  um  die  Extrasteuer  eines  ohnehin 
nicht  reichen  Landesteiles  handelte.  Und  im  Oktober,  November,  Dezember  180  < 
mussten  die  Nassauer  wieder  eine  Extrasteuer  zahlen.  Sie  war  notwendig  ge- 
worden infolge  der  andauernden  Vermehrung  der  nassauischen  Feldtruppen, 
dann  erwartete  man  auch  noch  den  Rückmarsch  der  Franzosen  aus  Nord- 
deutschland.””) Man  wmsste  bereits,  dass  dieser  für  das  Herzogtum  nicht  billig 


Isenbart,  Geschichte  des  2.  nass.  lufantcrie-llegiments  Jso.  88,  8.  7. 

»=)  Lande.sherrl.  Edikt  vom  20.  Okt.  1806  in  den  Akten. 

5‘)  Hierfür  s.  VIÜ.  IIN.  gen.  VIlIc  Adm.  Com.  „die  auf  die  neoacquisita  auszuschlagendc 
Extrasteuer  ad  13000  tt.  betr.“  1806—1810.  Yon  den  13000  fl.  hatte  die  Gemeinde  Frücht 
64  fl.  30  Kr.  zu  zahlen.  20  fl.  zahlte  sie  aus  der  Gemeindekas.se;  den  ganzen  Rest  gab  der 
Freiherr  vom  Stein  freiwillig  aus  eigener  Tasche,  obwohl  von  den  981  Morgen  der  Früchter 
Gemarkung  nur  490  Morgen  Stein’sclicr  Besitz  waren. 

Landesherrl.  Edikt  vom  4.  Nov.  180G  in  den  Akten. 

Nämlich:  AVeillmrg,  Stadt  und  Land,  Atzbach,  Miehlen  und  Reifferscheid. 
Landesherrl.  Edikt  vom  4.  Febr.  1807  in  den  Akten. 

Ministerialbcschluss  vom  14.  August  1807. 
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verden  würde.  Den  Souveränitätslanden  wurde  bei  dieser  Gelegenheit  die 
'iahlung  von  20000  Gulden  auferlegt. 

Etwas  günstiger  gestalteten  sich  die  Yerhältnisse  im  Jahre  1808.  Nur 
3 ausserordentliche  Simplen,  angesetzt  nach  dem  Anschlag  des  Vorjahres,  wurden 
Im  Mai,  Juni  und  Juli)  erhoben.'*“)  Ihr  Gesamtertrag  belief  sich  auf  69 140  H. 
Hierzu  wurden  beigesteuert: 

Aus  dem  Nassau-Usingschen  . . . 28470  fl. 

„ „ Altweilburgischen  . . . . 7676  fl.  13  kr. 

„ „ Souveränitätslanden  . . . 20993  H.  47  kr. 

„ „ llachenburgischen  und  Neu- 

weilburgischen  . . . 12000  fl.^®“) 

Dieser  Summe  bedurfte  der  Staat  dringend  infolge  der  vielen  Lieferungen 
nach  den  Etappenplätzen  der  nahen  französischen  Heeresstrasse,  und  um  endlich 
wieder  einmal  den  eigenen  Truppen  den  rückständigen  Sold  auszahlen  zu  können. 
Weit  grösser  war  die  finanzielle  Notlage  des  Herzogtums  im  folgenden 

Jahre.  Der  spanische  Krieg  verschlang  ansehnliche  Summen  auch  nassauischen 

# 

Geldes.^®^)  So  schrieb  man  wieder  zwei  Extrasteuern  aus.  Die  erste  musste 
Ende  Februar,  März  und  April,  die  zweite  Ende  Oktober,  November  und 
Dezember  1809  in  gleich  grossen  Eaton  gezahlt  werden. Die  Extrasteuern 
waren  diesmal  mehr  als  doppelt  so  hoch  wie  im  Yorjahr.  Altweilburg  hatte  1809 
17360  fl.  49^4  kr.  aufzubringen. 

Dieselben  Extrasteuern  wie  1809  hielt  man  auch  1810  für  notwendig,^*^'^) 
War  doch  der  finanzielle  Druck,  den  die  politischen  Yerhältnisse  mit  sich 
brachten,  nicht  geringer  geworden.  East  schien  es,  als  sollten  Nassaus  Finanzen 
und  Yolks Wohlstand  völlig  vernichtet  werden.  Der  volle  Betrag  der  Extrasteuern 
von  1810  musste  1811  schon  im  ersten  halben  Jahre  gezahlt  werden.  Die 
Yeranlassung  boten  diesmal  die  inneren  Yerhältnisse.  Es  fiel  nämlich  in  diesem 
Jahre  zum  ersten  Mal  der  Kanon  von  60000  fl.  aus,  den  die  Inhaber  des  am 
1.  Juli  1811  aufhörenden  Salzmonopols  jährlich  im  voraus  gezahlt  hatten.^®*') 
Für  einige  Ämter  und  Gemeinden  wurde  der  Steuerdruck  diesmal  un- 
erträglich. Sie  waren  bereits  derartig  ausgepresst,  dass  es  ihnen  unmöglich  war, 
die  geforderten  Steuern  zu  zahlen.  Das  Amt  Atzbach  sollte  in  der  ersten 
Hälfte  des  Jahres  1811  fast  10000  fl.  Extrasteuer  aufbringen.  Gerade  die 
Hälfte  kam  zur  Not  zusammen;  die  andere  Hälfte  musste  erlassen  werden,  weil 


Ministerialboschluss  vom  1.  April  1S08. 
lieneraletat  der  CI encraLsteiierkas.se  für  1808. 

2 Hegimenter  Infanterie  und  1 Schwadron  Kavallerie  waren  nach  Spanien  gesandt 
worden.  Siehe  Hergenhahn,  Das  herzogliche  2.  Kegiment,  die  nassaiiische  Kavallerie  und 
das  herzogliche  1.  Kegiment. 

Landesherrl.  Edikt,  AViesbadon  vom  24.  Jan.  1S09  in  den  Akten. 

Bericht  der  Kegierung  zu  AVeilburg  den  15.  Alai  1809. 

Alinisterialbeschluss  vom  10.  Fcbr.  1810. 

Aliniöterialbcschluss  vom  18.  Jan.  1811. 
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sie  nicht  einzutreiben  war.  Sämtliche  Schultheissen  des  Amtes  Dierdorf  er- 
suchten darum,  die  ausgeschriebene  Extrasteuer  wenigstens  auf  das  ganze  Jahr 
zu  verteilen.  Marschall  musste  sie  abweisen,  „da  der  sichere  Eingang  der  aus- 
.»•escliriebenen  Extrasteuer  zur  Deckung  der  Staatsbedürfnisse  durchaus  nötig“ 
sei.'“'’)  Ebenso  erging  es  der  Herrschaft  Schaumburg,  der  sich  Ibell  aufs 
wärmste  annabm.'“'*)  Die  Scliaumburger  waren  1811  noch  stärker  besteuert 
als  unter  ihrer  früheren  Herrschaft. ‘o**)  Und  schon  diese  hatte  ihnen  so  viel 
Steuern  aufgebürdet,  als  sie  zahlen  konnten,  ohne  dabei  wirtsdiaftlicli  zu  Grunde 
zu  gehen.  Trotz  des  glänzenden  Vortrages,  den  Ibell  zu  Gunsten  der  Schaum- 
hurger  vorlegte,  wuirde  auch  ihnen  nichts  von  ihrem  Steuerquantum  geschenkt. 

Dass  die  Extrasteuern  in  einzelnen  Landesteilen  so  verheerende  Wirkungen 
ausübten,  war  eine  Folge  des  Mosaiks  der  verschiedenen  Steuerverfassungen, 

Alles  drängte  mit  Macht  auf  die  Durchführung  der  1809  verkündeten  Steuer-  Nassaus, 
reform.  Die  wirtschaftliche  Notlage  Nassaus  war  Mitte  1811  aufs  höchste  ge- 
stiegen. Jetzt  sollte  es  endlich  besser  werden.  Für  das  zw^eite  Halbjahr  1811 
wurden  2 Simpeln  Gewerbesteuer““)  und  1 Simplum  Grundsteuer  extra  erhoben. 

Aber  man  hatte  sie  schon  nach  den  neuen  Tabellen  verteilen  können,  die  infolge 
des  Steueredikts  vom  10.T4.  Februar  1809,  auf  das  wir  noch  des  näheren  ein- 
gehen  werden,  aufgestellt  worden  waren.““)  Hier  bekam  das  Land  zum  ersten- 
mal die  \Vohltat  einer  allgemeinen  und  gleichen  Grund-  und  Gewerbesteuer 

ZU  empfinden. 


Verkauf  von  Domänen  und  Domanialgefällen. 

Wenige  Monate  nach  der  Errichtung  des  Herzogtums  Nassau  stellte  es  sich 
als  unmöglich  heraus,  die  Staatsausgaben  durch  die  laufenden  Staatseinnahmen 
einschl.  der  Steuern  zu  decken.  Man  musste  andere  Hilfsquellen  suchen.  Was 
nun  näher,  als  an  denYerkauf  von  Domänen  und  Domanialgefällen  zu  denken, 
noch  dazu  in  einer  Zeit , wo  Adam  Smith  bei  allen  Nationalökonomen  An- 
erkennung und  Nachahmung  fand  V Nachdrücklich,  bitter  und  wegwerfend  hatte 
sich  Smith  über  die  Folgen  des  Domanialbesitzes  ausgesprochen.  Der  Erlös 
der  Kronländereien  zur  Bezahlung  von  Staatsschulden  angewandt,  würde,  erklärte 
er,  einen  weit  grösseren  Teil  der  für  diese  verpfändeten  Einkünfte  freimachen, 
als  die  verkauften  Ländereien  selbst  jemals  dem  Staat  eingebracht  hätten. 


I 

>1 

I 

I 


Schreiben  Alarschalls  vom  28.  Alärz  1811. 

Ibells  A^ortrag  vom  18.  Januar  1812. 

«*)  Sdiaumburg  und  Holzappel  waren  durch  die  Heirat  der  jüngsten  Tochter  des 
Fürsten  Adolf  zu  INassau-Dillenburg  und  des  Fürsten  Lebereeht  zu  Anhalt-Bernburg-Hovin  an 
das  Haus  Anhalt- Bernburg -Hoym  gekommen.  I.s0ö  kamen  sie  wieder  an  Nassau.  Siehe 
Büsching,  Erdbeschreibung,  6.  Teil,  S.  475  tl.  — Laiicizolle,  Reichsstandsebaft,  S.  31. 

Der  Ertrag  der  beiden  Gewerbsteuersimpeln  betrug  nach  Abzug  der  Erhebuiigs- 
kosten  82  350  fl.  22^2  Kr-  Siebe  VIII.  HN.  St.  M.  2447. 

**“)  Landesherrl.  Verordnung  vom  6./7.  Aug.  1811. 

Adam  Smith,  Wealth  ofNations  4, 106  f.  [Ed.  Basil]  und  Lehmann,  Stein  II.  S.  174  f. 
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beginnt* mL  dieser  Anschauung  blieb  auch  die  nassauische  Regierung  nicht  ganz 

Domänen-  Unberührt.  Schon  ira  Januar  1807  schritt  man  zur  Veräusserung  von  Domänen 
verkaufen,  Domanialgefüllen.^*^)  Yorschläge  für  den  Verkauf  wurden  von  den  Hof- 
kammern den  Regenten  unterbreitet.  Diese  behielten  sich  in  allen  Fällen  die 
Genehmigung  der  Verkauf skontrakte  vor.  Den  Zuschlag  beim  Verkauf  erhielt 
stets  der  Meistbietende.  Wenn  Pachten  abliefen,  so  hatten  die  Ilofkammern  zu 
untersuchen,  ob  der  Verkauf  der  Neuverpachtung  vorzuziehen  sei.  Dann  wurde 
der  Verkauf  oder  die  Verpachtung  je  nach  dem  Ausfall  dieser  Untersuchung 
angeordnet. 


Ein- 

schränkung 

der 

Domänen- 

veräusse- 

rungen. 


Selten  erfolgte  der  Verkauf  gegen  sofortige  Barzahlung,  meist,  wurde  den 
Käufern  eine  längere  Zahlungsfrist  gewahrt."'*) 

Nur  als  letztes  Mittel  in  der  'Not  betrachteten  Friedrich  August  und 
Friedrich  Wilhelm  die  Domänenveräusserungen.  Diese  hielten  sich  daher  auch 
in  ziemlich  mässigen  Grenzen.  Immerhin  wurden  z.  B.  durch  die  weilburgische 
Hofkammer  im  letzten  Quartal  des  Jahres  1810  Güter  und  Gefälle  für  rund 
91000  fl.  verkauft.  Im  Frühjahr  1812  hatte  sich  der  Finanzzustand  ge- 
bessert dank  der  inzwischen  durchgeführten  Grund-  und  Gewerbesteuer.  Ausser- 
ordentliche Massregeln  zur  Deckung  der  Staatsbedürfnisse  waren  nicht 
mehr  nötig.  Deshalb  wurden  jetzt  die  Domänenveräusserungen  eingeschränkt. 
Künftig  kam  nur  noch  der  Verkauf  solcher  Domänen  in  Frage,  deren  Renta- 
bilität gering  war.*")  Die  Folge  hiervon  war,  dass  schon  im  zweiten  Viertel- 
jahr des  Jahres  1812  der  Erlös  aus  verkauften  Domänen  und  Domanialgefällen 
bei  der  Hofkammer  zu  Weilburg  nur  noch  25865  fl.  betrug.**"’) 


Abzugssteuer. 


Ihre  Auf- 
hebung 
innerhalb 
des  Herzog- 
tums. 


Wie  in  manchen  anderen  Territorien  bestund  auch  in  Nassau  noch  eine 
Steuer,  die  in  der  Höhe  von  lO^/o  von  allem  Vermögen  erhoben  wurde,  das 
ausser  Landes  oder  von  einem  Amt  ins  andere  ging.  Diese  Abzugs-  oder  Nach- 
steuer — wegen  der  Höhe  der  Steuerquote  auch  zehnter  Pfennig  genannt***’)  — 
wurde  allgemein  unter  die  Nutzungen  der  Gerichtsbarkeit  gerechnet.***)  Inner- 


Resol.  Serenissimi,  Biebrieh  den  7.  Jan.  1807. 

Mitunter  erhielten  die  Käufer  Zahlungsfristen  bis  zu  2 JaKren. 

Landesherrl.  Edikt  AVeilburg  den  10.  März  1812. 

Die  Akten  hierüber  in  VIII.  HX.  Hofkammer  Weilburg  5. 

Zu  unterscheiden  von  diesem  10.  Pfennig  ist  derjenige,  den  Handwerker  vom  Gewinn 
hrcr  Arbeit  zahlen  mussten,  wenn  sie  in  einem  Amt  arbeiteten,  in  dem  sie  nicht  ihren  Wohn- 
litz  hatten.  Diese  Abgabe  war  nicht  allgemein  eingeführt.  Hauptsächlich  wurde  sie  von  Hand- 
A'erkem  der  Orte  gezahlt,  die  vor  1806  zu  einem  nichtnassauischen  Territorium  gehört  hatten. 
Natürlich  unterstützte  dieser  10.  Pfennig  den  Zunftzwang.  Besonders  lästig  wirkte  er  bei  der 
V'^ergebung  von  Bauten  und  wurde  deshalb  schon  1807  aufgehoben.  Bestehen  blieb  er  nur 
ür  ausländisehe  Bauhandwerker.  Er  fiel  zu  "/s  an  den  Staat,  zu  */3  an  die  einschlägige  Zunft. 
V\  o diese  nicht  vorhanden  war,  floss  die  ganze  Summe  in  die  Staatskasse.  Siehe  Ex  resolutione 
'ogiminali  ad  Administrationscommission;  Wiesbaden  den  20.  Juni  1807. 

Justi,  Staatswirtschaft  II.  395. 


halb  des  Herzogtums  wurde  sie  durch  das  Edikt  vom  28.  Februar  1807  auf- 
gehoben, ausgenommen  die  Vermögen,  die  aus  der  Stadt  Wiesbaden  in  irgend 
ein  nassauisches  Amt  gingen.  In  diesem  Falle  floss  nämlich  die  Nachsteuer 
(infolge  eines  Vergleichs  vom  8.  Mai  1775)  in  die  städtische  Kasse.****)  Das 
Nachsteuerrecht  von  Wiesbaden  fiel  erst  Ende  1810.  Damit  hörte  es  auch  in 
den  Ämtern  auf,  wo  es  noch  Wiesbaden  gegenüber  als  Vergeltungsmassregel 
erhoben  worden  war.****) 

Justi  hatte  verlangt,  dass  die  Abzugsgelder  nur  als  Repressivmassregel 
beizubehalten  und  zu  rechtfertigen  seien.*-**)  Dieser  Ansicht  hatte  die  nassauische 
Verwaltung  sich  im  allgemeinen  angeschlossen. 

Schon  1777  hatte  der  Fürst  von  Nassau -Usingen  mit  dem  König  '"o** 
Frankreich  einen  Vertrag  über  die  Abschaffung  des  „droit  d’aubaine“,  der  Ab- 
zugssteuer,  geschlossen,  in  dem  den  Untertanen  der  Kontrahenten  völlige  Gleich-  i'rankieich. 
heit  in  der  Behandlung  zugesichert  wurde.  In  Frankreich  brauchte  demgemäss 
keiner,  der  nach  Nassau  zog,  Abzugssteuern  zu  zahlen.  Nassau  aber  erhob  von 
allem  Vermögen,  das  nach  Frankreich  ging,  den  10.  Pfennig  weiter.  Gestützt 
auf  den  Vertrag  von  1777  verlangte  30  Jahre  später  der  französische  Geschäfts- 
träger Bacher*-*),  der  in  Frankfurt  seinen  Sitz  hatte,  dass  von  Leuten,  die  aus 
Nassau  nach  Frankreich  gingen,  Abzugssteuern  nicht  mehr  erhoben  werden 
sollten.*--)  Bacher  setzte  hierbei  stillschweigend  voraus,  dass  der  damals  mit 
Usingen  abgeschlossene  Vertrag  jetzt  ohne  weiteres  für  das  ganze  Herzogtum 
Nassau  verbindlich  sei,  da  ja  der  Usinger  die  Herzogswürde  angenommen  hatte. 

Es  war  sicher  Absicht,  wenn  Bacher  sein  Schreiben  in  dieser  Angelegenheit 
„an  den  Präsidenten  des  Herzogs  von  Nassau-Usingen“  und  nicht,  wie  seine 
sonstigen  Briefe,  an  den  Freiherrn  von  Marschall  adressierte.  In  Nassau  Hess 
man  sich  Zeit  mit  einer  Antwort,  ging  aber  doch  auf  die  Unterstellung  Bachers, 
dass  der  Vertrag  von  1777  jetzt  für  ganz  Nassau  gelte,  ein.  Marschall  ver- 
sicherte, dass  Abzugssteuern  Frankreich  gegenüber  nicht  mehr  erhoben  werden 
sollten.*-**)  Doch  es  dauerte  noch  über  4 Monate,  ehe  Friedrich  August  end- 
gültig verfügte,  dass  den  in  Frankreich  wohnenden  Erben  nassauischer  Vermögen 
und  den  französischen  Untertanen,  die  Vermögen  aus  Nassau  exportierten,  der 
10.  Pfennig  zu  erlassen  sei.*") 

Die  Grundsätze  der  Gegenseitigkeit  bei  allen  derartigen  Steuern  stellte  Verordnung 
die  landesherrliche  Verordnung  vom  9./10.  Oktober  1810  fest.  Dies  geschah, 
wie  die  genannte  Verordnung  besagt,  deshalb,  weil  bereits  der  Code  Napoleon 

***)  Landesherrl.  Edikt  Biebrich  und  Weilburg  den  28.  Febr.  1807. 

***)  Verordn,  der  liegieruug  zu  Wiesbaden  vom  9.  November  1810  im  Yerordn.-Blatt. 

*“)  Justi,  a.  a.  O.  II.  395. 

*”)  Charge  d’affaires.  Er  war  1806  Gesandter  am  Keichstag  zu  Eegensburg  gewesen. 

'***)  Brief  Bacher’s  an  den  Präsidenten  des  Herzogs  von  Nassau-Usingen.  Frankf.  a.  M. 
den  28.  April  1807. 

***“)  Marschall  an  Bacher,  Wiesb.  den  16.  Mai  1807. 

*■**)  Landesherrl.  Verordnung  Biebrich  den  29.  September  1807. 


24 


die  Keziprozität  in  der  Behandlung  französischer  und  fremder  Staatsbürger 
verkündet  hatte. 

Aufhcbing  Im  Januar  1812  hörte  in  Nassau  auch  die  Erhebung  der  Nachsteuer  von 

der  Abzi  gs-  ^ 

steue  Untertanen  des  Grossherzogtums  Frankfurt  auf,  wenn  diese  ein  im  Herzogtum 

jrcgenül  er  ...  ^ 

Fr.-mkfirt.  gelegenes  Giundstück  an  einen  nichtnassauischen  Untertanen  verkauften.  Diese 
Bestimmung  war  die  unmittelbare  Folge  einer  entsprechend  lautenden  Frank- 
furter Yerordnung.^^'"’) 

'^teuei  Spielart  der  Abzugssteuern  war  die  Kriegssteuer.  Woher  sie 

gerade  diesen  Namen  trug,  liess  sich  nicht  ermitteln.  Yielleicht  diente  ihr 
Ertrag  zur  Deckung  von  Kriegskosten.  Sie  wurde  von  allem  Vermögen,  das 
aus  Nassau  nach  llessen-Darmstadt  ging,  in  der  Höhe  von  5%  erhoben.  Mit 
dem  11.  August  1812  hörte  auch  sie  auf.^"^) 

Kolonialwarensteuer. 

Kont?ner  .->1-  ^ Berlin  aus  hatte  Napoleon  im  November  1806  die  Kontinentalsperre 

sperre  verkündet.  In  den  folgenden  Jahren  arbeitete  er  unablässig  daran,  sie  zu  ver- 
schärfen und  auf  immer  weitere  Gebiete  auszudehnen.  Dadurch  wollte  er 
England  wirtschaftlich  zu  Grunde  richten.  Zugleich  hoffte  er,  Frankreich  in 
demselben  Masse  zu  stärken  und  auch  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  zur  Vormacht 
Europas  zu  machen.  Diesem  Zwecke  wurden  auch  die  Rheinbundstaaten  dienst- 
bar gemacht,  sicher  zu  ihrem  eigenen  Schaden.  Trotzdem  wäre  es  Torheit  ge- 
wesen, wenn  sie  sich  dagegen  hätten  auflehnen  wollen.  Die  Staaten,  die  dies 
gewagt  hätten,  wären  sofort  bestraft  und  ihre  Dynastien  wohl  gar  abgesetzt  worden. 
Man  weiss  ja,  wie  rücksichtslos  der  grosse  Korse,  das  Ideal  so  mancher  moderner 
Übermenschen,  seine  Macht  zur  Verwirklichungseiner  Wünsche  zu  benutzen  pflegte. 

fiih^ung’  ier  daher  eigentlich  nur  selbstverständlich,  dass  in  Nassau  die  Einfuhr 

und  Durchfuhr  englischer  Waren  bei  Strafe  der  Konfiskation  verboten  wurde.^-*) 
Nass.ii.  ggj  sämtlichen  Waren,  die  ihrer  Natur  nach  aus  England  stammen  konnten, 
musste  vor  der  Einfuhr  durch  glaubhafte  Zeugnisse  nachgewiesen  werden,  dass 
sie  nicht  englischen  Ursprungs  waren. 

Hierbei  blieb  es  bis  1810,  ohne  dass  man  besonders  scharf  auf  die  Inne- 
haltung dieser  Bestimmungen  geachtet  zu  haben  scheint.  Da  kam  im  August 
1810  der  Tarif  von  Trianon.  Er  unterschied  zwischen  Kolonialwaren,  die  gegen 
hohen  Zoll  eingelassen  wurden,  und  Industrie  waren,  deren  Einfuhr  verboten 
blieb.  Nach  2 Monaten  wurde  er  durch  das  Edikt  vom  8./10.  Oktober  unver- 
ändert in  Nassau  eingeführt,  „um  denen  Uns  zu  erkennen  gegebenen  Absichten 
des  Kaiserlich  französischen  Hofes  zu  entsprechen“. Zugleich  wurde  eine 

1^5)  § 726  des  Code  Xapoleon. 

Ministerialverordu.  vom  10.  Jan.  1812  im  Yerordn.-Blatt. 

Ministorialverordn.  vom  13.  Nov.  1812  im  Vurordn. -Blatt. 

****)  Landesherrl.  Edikt  Biebrieh  und  Weilburg  den  10./ 12.  Doz.  1807  in  den  Akten. 

Edikt  vom  8./10.  Okt.  1810  im  Verordn.-Blatt. 
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Verordnung  des  nassauischen  Ministeriums  veröffentlicht'^^),  die  jenes  Edikt  im 
Sinne  des  kaiserlichen  Dekrets  von  Fontainebleau  vom  2.  Oktober  1610  ergänzte. 
Letzteres  war  schon  am  9.  Oktober  in  Düsseldorf  bekannt  gemacht  worden. 
Man  konnte  daher  auch  in  Nassau  nicht  länger  damit  zögern,  zumal  Bacher 
auf  schnelle  und  energische  Durchführung  der  Kontinentalsperre  in  den  Khein- 
bundstaaten  drang. 

Alle  im  Edikt  vom  8.  10.  Oktober  1810  aufgeführten  Kolonialwaren'*^“) 
hatten  ausser  dem  gewöhnlichen  Zoll  beim  Eingang  ins  Herzogtum  noch  die 
im  Tarif  von  Trianon  festgesetzten  Gebühren  besonders  zu  zahlen.  Wurde  der 
Empfang  derartiger  Waren  verschwiegen  oder  falsch  angegeben,  so  wurden  sie 
konfisziert.  Kolonialwaren,  die  sich  bei  Erlass  dieser  Bestimmungen  bereits  im 
Lande  befanden,  mussten  noch  nachträglich  zur  Versteuerung  angemeldet  werden. 
Bei  der  Bezahlung  dieser  Steuer  nahm  der  Staat  ausser  Bargeld  auch  W cchsel 
zahlungsfähiger  Privatleute  an. 

Das  Edikt  vom  8./10.  Oktober  und  die  dazu  gehörige  Ministerial-Verordnung 
hatte  Marschall  abgefasst.'^’*)  Um  niclit  anzustossen,  war  er  absichtlich  nicht 
auf  die  Frage  eingegangen,  ob  Waren,  die  bereits  auswärts  die  Eingangs- 
gebühren — den  Impost  — gezahlt  hatten,  nochmals  besteuert  werden  sollten. 
In  Berg  wurden  sie  zum  zweiten  Mal  besteuert:  nicht  so  in  den  andern  Rhein- 
bundstaaten. Marschall  wollte  in  diesem  Punkt  vorläufig  freie  Hand  behalten.'**') 
Entschieden  wurde  die  Frage  erst  im  März  1811.  Alle  aus  Frankreich  kommenden 
Kolonialwaren,  w^elche  die  Eingangsgebühren  bereits  entrichtet  hatten,  blieben 
von  deren  nochmaliger  Zahlung  befreit,'*'*)  Die  Durchfuhr  durch  Nassau  war 
* den  französischen  Kolonialwaren  schon  vorher  erleichtert  worden.  Sie  brauchten 

den  Impost  nicht  zu  zahlen,  w^enn  sie  plombiert  und  mit  Passierscheinen  nach 
einem  der  drei  Douanenbureaus  zu  Kehl,  Kostheim  und  Kastei  versehen  waren.'  ***) 

Ausser  dem  bergischen  Erlass  über  die  Kolonialwarensteuer  hatten  der 
nassauischen  Regierung  auch  die  milderen  Verordnungen  von  Sachsen  und 
Frankfiu’t  Vorgelegen.  Trotzdem  hatte  sich  Nassau  an  das  bergischc  Vorbild 
gehalten,  das  den  Willen  Napoleons  wiederspiegelte;  und  es  hatte  gut  daran 
getan. '^^)  Frankfurt  und  Sachsen  hatten  nur  nutzlos  den  Unwillen  des  Impe- 
rators erregt  und  mussten  sich  schliesslich  doch  fügen.  In  Frankfurt  erschien 


Miiiisturialveronlnunj^  yüju  15.  Okt.  1810  iui  Verordn. -Blatt. 

Berk-ht  Marst-halls  über  IJesteucrung  von  Kolonialwaren  vom  17.  Okt.  1810. 
Aufgeführt  waren:  Hoher  und  \Ncisser  Zueker,  weisser  mul  sehwar/.er  Pfeifer,  ordi- 
närer und  feiner  Zimt,  Oewürzuelken,  ^luskatnUsse,  Kakao,  llyswiiitee,  (irüner  lee,  alle 
übrigen  Teesorten,  Indigo,  Cochenille,  Mahagoni-,  Pernambuk-,  Cumpecheholz,  gemahlenes 
Farbholz  und  Baumwolle. 

Marschall  an  (iagern,  'NViesl)aden  den  14.  Oktober  1810. 

Bericht  MarschalLs,  AViesbaden  den  29.  Okt.  1810. 

Ministerialverordnung  vom  26.  Alärz  1811  im  A^erordn.-Blatt. 

Alinisterialverordnung  vom  7.  Jan.  1811  im  A'crordn.-Blatt. 

Schreiben  des  nasH.  Gesandten  von  Fabrieius  an  Alarschall,  Paris  den  29.  Okt.  1810. 
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der  Divisionsgeneral  Friant  mit  dem  Befehl,  die  Exekution  des  kaiserlichen 
Dekrets  wegen  der  Kontinentalsperre  in  den  Ivheinbimdstaaten  zu  überwachen.’'**) 

Wie  dachte  sich  Marschall  die  Folgen  der  Kolonialwarensteuer  für  Nassau? 

Horen  wir  seine  eigenen  Worte:  „Wir  werden  nun,  so  schrieb  er’**),  von 
Bremen,  Hamburg,  Königsberg  u.  s.  w.  mit  Waren  überschwemmt  werden,  die 
mit  certificats  d’aequittement  des  droits  begleitet  sind.  Diese  werden  sich  die 
Kaufleute  gegen  die  Gebühr  leicht  zu  verschaffen  wissen,  und  mit  demselben 
Certifikat  weit  grössere  Quantitäten  von  Waren  foi'tzuschaffen  wissen,  als  die  sind, 
auf  die  es  lautet.  Das  nämliche  Certifikat  wird  nämlich,  sowie  eine  Versendung 
an  Ort  und  Stelle  und  ausser  Gefahr  ist,  zu  neuen  Transporten  gebraucht;  auch 
sind  nach  der  bisherigen  Erfahrung  die  französischen  Konsuln  in  den  nordischen 
Häfen  mit  der  Ausstellung  solcher  Papiere  nicht  karg.“  Allo  ankommenden 
Waren  würden  bald  von  Certifikaten  begleitet  sein.  Eine  Verordnung  würde 
sie  von  der  nochmaligen  Zahlung  des  Imposts  befreien.  Da  trotz  der  Certifikate 
die  Abgaben  nicht  voll  entrichtet  seien,  so  würde  die  Konkurrenz  der  Verkäufer 
die  Preise  bald  merklich  herabsetzen.  In  Mainz  sei  dieser  Fall  schon  eingetreten. 

Die  Anschauung  Marschalls  war  doch  zu  optimistisch.  In  AVirklichkeit 
stellte  die  französische  Regierung  die  Lizenzen  zur  Einfuhr  von  Kolonialwaren 
sehr  vorsichtig  aus.”*)  Der  allerdings  lebhaft  betriebene  Schmuggel  reichte 
nicht  aus,  den  Preis  der  Kolonialwaren  wesentlich  herabzudrücken. 

Noch  im  Oktober  1810  wurden  in  Nassau  die  Kolonialwarenvorräte  bei 
den  Kaufleuten  und  Spediteuren  von  Steuerbeamten  aufgenommen,  die  durch 
Unteroffiziere  der  Landjägerbrigade  unterstützt  wurden.  Bald  nachher  erhielten 
die  Ortsvorstände  die  Weisung,  auch  die  Kolonialwarenvorräte  der  einzelnen 
Familien  aufzuschreiben,  um  sie  nachträglich  zu  versteuern.’”)  Man  kann  sich 
denken,  dass  diese  „Kaffeeschnüffelei“  viel  böses  Blut  machte,  zumal  eine 
Denunziantenprämie”“')  dafür  sorgte,  dass  bei  den  Haussuchungen  rigoros  vor- 
gegangen wurde. 

Gefährlich  konnte  die  Steuer  auf  Baumwolle  für  die  nassauischen  Spinne- 
’reien  und  Webereien  werden.  Hier  fand  Marschalls  Scharfsinn  einen  Ausweg. 
Marschall  schlug  vor,  den  Fabriken,  die  Baumwolle  verarbeiteten,  die  Abgabe 
vom  Rohprodukt  als  Ausfuhrprämie  für  das  fertige  Fabrikat  zurückzuerstatten.”*) 
So  geschah  es.  Der  Staat  hatte  dadurch  zwar  fürs  erste  einen  geringen  finan- 
ziellen A’’erlust,  aber  die  grossen  Baumwollfabriken,  die  Geld  ins  Land  zogen, 
blieben  konkurrenzfähig  und  konnten  auch  weiterhin  hunderten  von  Arbeitern 
Beschäftigung  und  Unterhalt  gewähren.’”) 


Marschall  an  Oagern  den  2.  Xov.  1810. 

^3®)  a.  a.  O. 

Faliricius  an  Marschall,  Paris  den  29.  Okt.  1810. 

Ministerialvcrordnung  vom  24,  Xove.mbcr  1810  ini  Verordn. -Blatt. 

Sie  betrug  des  Geldwertes  der  konfiszierten  AVaren. 

Marschall  an  Gagern  den  22.  Okt.  1810. 

Allein  die  Gehr.  Jung  beschäftigten  in  Jungental,  Fischbach  und  Daaden  400  Arbeiter. 
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Die  Strasse  von  Mainz  nach  Frankfurt  wurde  von  einer  grossen  Zahl 
französischer  Douaniei’s  beobachtet.  Sic  verschatften  sich  die  genaueste  Kenntnis  der 

darüber,  wie  man  in  Nassau  mit  den  Kolonialwaren  verfuhr.  Der  französische 
Douanendirektor  Collasson  in  Mainz  reiste  zu  diesem  Zwecke  sogar  selbst  nach 
Höchst  und  anderen  Orten. Es  war  daher  sehr  angebracht,  wenn  das  Mini- 
sterium die  Steuerbeamten  darauf  hinwies,  dass  Nassaus  politische  Stellung  die 
genaue  Vollziehung  der  Erlasse  über  die  Kolonialwarensteuer  verlange.^*  ) 

In  Paris  erkannte  man,  dass  es  Nassau  mit  der  Durchführung  der  Konti- 
nentalsperre ernst  nahm.  So  durfte  im  Herzogtum  die  Furcht  vor  der  un- 
mittelbaren Einmischung  französischer  Douaniers  schwinden. 

Der  Tarif  von  Trianon  wurde  ergänzt  durch  ein  kaiserliches  Dekret  vom 
12.  September  1810.  Bald  trat  auch  dieses  im  Herzogtum  in  Kraft.^‘«)  Die  Folgen 
des  Dekrets,  das  Napoleon  am  18.  Oktober  1810  von  Fontainebleau  aus  diktierte, 

Hessen  ebenfalls  nicht  lange  auf  sich  warten.  In  Nassau  befahl  schon  am 
?},  November  der  Herzog,  alle  Waren  anerkannt  englischen  Ursprungs  zu  kon- 
fiszieren und  unbrauchbar  zu  machen.^**’)  Waren  zweifelhaften  Ursprungs  sollten 
bis  zur  ministeriellen  Entscheidung  unter  Siegel  und  Sequester  gelegt  werden. 

Mit  der  Vernichtung  englischer  Waren  wollte  man  in  Nassau  erst  dann  beginnen, 
wenn  andere  Rheinbundstaaten  vorangegangen  wären.  Ein  Schreiben  Bachers  ) 
brachte  Marschall  die  Meldung,  dass  am  17.  November  in  Frankfurt  englische 
Waren  verbrannt  seien.  Man  erwartete  bestimmt,  dass  dies  Beispiel  bald  in 
allen  Bundesstaaten  Nachahmung  finden  werde.  In  Wiesbaden  sollte  auch  eine 
Verbrennung  stattfinden,  doch  fand  man  wenig,  was  man  dem  Feuer  hätte 
übergeben  können. Es  scheint  in  Nassau  nie  zur  V erbrennung  englischer 

Waren  gekommen  zu  sein. 

Mit  dem  Ende  des  Rheinbundes  kam  auch  das  der  Kontinentalsperre  und 
aller  im  Zusammenhang  mit  ihr  erhobenen  Steuern, 


Zölle. 


Die  Erhebung  von  Zoll  und  Akzise  wurde  überall  als  unstrittiges  Iloheits-  ^oUwesen 
recht  betrachtet  und  als  solches  zur  Bestreitung  der  Staatsbedürfnisse  ausgeübt, 

Dieser  Auffassung  war  auch  die  Rheinbundakte  gefolgt,  indem  sie  unter  den  in  Nassau 
Souveränitätsrechten  das  droit  dHmpÖt  auf  zählte.  Die  Rheinbundfürsten  i- be^on- 

waren  demnach  berechtigt,  Zölle  und  Akzisen  aus  eigener  Machtvollkommenheit 
aufzulegen  und  zu  erheben.i''^’’)  das  Privateigentum  rheinischer  Bundes- 
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Marsuhall  an  Gagern  den  22.  Okt.  1810. 

Goncralreskript  vom  17.  Okt.  1810. 

Marsehull  an  (iagern  den  2.  Xov.  1810. 

Ministerialverordnung  vom  29.  Nov.  1810  im  A erordn.-Blatt. 
Edikt  vom  1./3.  Novemb.  1810  im  A'crordn.-Blatt., 

Bacher  an  AIar?H*}iall  den  18.  Xov.  1810. 

Bericht  Alarschalls  vom  19.  Kov.  1810. 

Art.  26  der  Eheinbiindakte. 

Beschluss  der  Administrations-Kommission  den  20.  Okt.  1806. 
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fürsten  war  innerhalb  des  Bundesgebietes  vom  Zoll  befreit  und  hatte  bloss  die 
Chaussee-  und  AVegegeldor  zu  zahlen.’’')  In  Nassau  war  auch  der  Besitz  der 
herzoglichen  Beamten  zollfrei,  dann  nämlich,  wenn  sie  durch  Versetzung  ge- 
zwungen wurden,  ihren  Wohnsitz  zu  wechseln.  Zollbefreiungspatente  Avurden 
häufig  für  vornehme  und  einflussreiche  l’ersönlichkeiten  ausgestellt,  die  das 
Herzogtum  nur  durclupiorten,  ohne  sich  länger  im  Lande  aufzuhalten.’-'’’'’) 

Ein  buntes  Gemisch  von  Grenz-  und  Binnenzöllen,  Land-  und  AVasserzöllen, 
die  nach  den  verschiedensten  Tarifen  erhoben  wurden,  bestand  im  vereinigten 
Herzogtum.  Die  einzelnen  Zölle  in  ganz  Vassau  vorzuführen,  wäre  zu  weitläufig. 
Beschränken  wir  uns  auf  einige  typische  xVusschnitte  aus  diesem  bunten  Bilde,  auf 
die  Landzölle,  so  weit  sie  zum  Ressoi’t  der  Wiesbadener  Hofkammer  gehörten.’’’") 

Oberamt  AViesbaden  wurde  an  13  Zollstationen  der  Zoll  nach  einem 
b'adeiier  gemeinsamen  Tarif  erhoben.  Es  war  ein  Achsen-,  Tracht-  und  ATehzoll.  Der 
Hofkammc . bci  dcr  Vcrzollung  zu  zwei  Achsen  gerechnet.  Fast  durchgehends 
waren  für  die  Pferdelast  6 Kr.,  für  die  Traglast  1 Kr.  zu  zahlen.  Zum  Ver- 
kauf getriebenes  Vieh  wurde  stückweise,  nur  wenige  Artikel  nach  flüssigen  oder 
festen  Massen  verzollt.  Von  gleicher  Art  war  der  Zoll  an  den  Zollstätten  der 
Ämter  Idstein,  Ibsingen  und  AVehen.  Cberall  bestand  hier  im  wesentlichen 
Achsen-  und  Trachtzoll.  Aich  und  Häute  wurden  stückweise,  Apfel,  Birnen, 
AV^ein  und  Branntwein  ohmweise  verzollt.  In  den  früher  kurmainzischen,  jetzt 
nassauischen  Rezepturen ’•''’’)  bestand  an  55  Zollstätten  ein  einheitlicher  Tarif, 
der  ebenfalls  mit  Pferdelasten,  Trachten,  flüssigen  und  trockenen  Alassen  rech- 
nete. Er  hatte  im  Gegensatz  zu  den  anderen  verschiedene  Sätze  für  die  einzelnen 
zollpflichtigen  Gegenstände.  So  ■wmrde  z.  B.  die  Pferdelast  Hopfen  mit  IG  Kr., 
die  Pferdelast  Leder  mit  15  Kr.  verzollt.  Daneben  gab  es  hier  noch  den 
Guldenzoll  in  der  Höhe  von  40,  20  und  10  Kr.  für  jedes  Ohm  Branntwein, 
Traubenwein  und  Obstwein.  Er  wurde  nur  am  Abgangsort  erhoben,  während 
der  gewöhnliche  Landzoll  an  der  Grenze  jedes  zollbaren  Territoriums  von  neuem 
entrichtet  werden  musste. 

Herkömmlicherweise'’'')  musste  von  vielen  Gegenständen  Zoll  gezahlt 
werden,  die  im  Tarif  nicht  aufgeführt  waren.  Dadurch  wurde  natürlich  das 
Zollwesen  noch  mehr  verwirrt.  In  Kaub,  AVeisel  und  Esrad  wurde  der  kur- 
pfälzische Zoll  nach  Quantität  und  (Qualität  der  AVaren  von  AVein,  Essig,  Brannt- 
w'ein,  AVein-  und  Bierhefen,  Bier,  gemahlenem  und  ungemahlenem  Getreide 
erhoben.  In  den  3 ehemals  Darmstädtischen  Ämtern’-'’")  gab  es  Vieh-,  Juden- 
und  Guldenzoll;  in  jedem  Amt  einen  besonderen  Tarif.  AVieder  ein  anderer 
Zoll,  meist  nach  Trachten  und  Pferdelasten  erhoben,  bestand  im  ehemals  kur- 

VIII.  nX.  •jen.  Vllld.  uct.  oion.  AViosl».  Die  Zollfreilioit  rliein.  Jtuiulcsfürsten  1809-1812. 

Vlll.  HX.  ffcn.  VIII (1.  Züllbefroiungspatento  1807 — 1815. 

Itericht  der  AVicsbadeiier  Hofkanimer  den  23.  März  1809. 

Köiiiffstein,  Ilöelist,  Hoehheiiii,  Eltville,  Itüdusbeim,  Kroiiberg  und  Lahiisteiii. 

„(  )b.servanztnäs.sig.“ 

Katzeiielleiibogeii,  Wallau  und  Hraubach. 
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kölnischen  Linzhausen.  Die  Rezepturen  der  Grafschaft  Altenkirchen’"®)  erhoben 
nach  drei  verschiedenen  Tarifen,  hauptsächlich  Achsen-  und  A^iehzoll.  Das 
gleiche  geschah  an  den  drei  Zollstätten  zu  Nassau,  Kirberg  und  Kleeberg. 

Der  Zoll  musste  sofort  bar  bezahlt  werden,  wofür  gestempelte  und  Unter- 
zeichnete Zollquittungen,  sogenannten  Zollzeichen,  ausgehändigt  wurden.  Zoll- 
hinterziehungen-wurden  mit  einer  Geldstrafe  geahndet,  deren  Höhe  das  GO  fache 
des  hinterzogenen  Zolles  betrug. 

Die  AViesbadener  Hofkammer  Hess  den  Zoll  meist  durch  ihre  eigenen  Beamten 
erheben.  Nur  an  einzelnen  Orten  der  Grafschaft  Altenkirchen  und  der  Ämter  Nassau 
und  Lahnstein  war  er  verpachtet.  Im  3 jährigen  Durchschnitt  — 1804  bis  180G 
ergab  er  jährlich  insgesamt  18092  fl.  1 T’A  Kr.’"’)  Auch  die  AVeilburger  Hofkammer 
hatte  an  den  meisten  Zollstätten  ihre  eigenen  Zolleinnehmer  angestellt,  deren  Gehalt 
in  10%  des  erhobenen  Zolles  bestand.  Eine  geringere  Anzahl  von  Zöllen  vvar 
verpachtet,  einige  wenige  waren  sogar  als  Erbleihen  ausgegeben.’"“) 

Es  ist  erklärlich,  dass  bei  diesem  Konglomerat  von  Zöllen  sich  jedermann 
nach  einer  Zollreform  sehnte,  zumal  die  Verpachtung  verschiedener  Zölle  diese' 
sicher  noch  chikanöser  und  unbeliebter  machte.  Reflexe  dieser  Stimmung  drangen 
auch  bis  ins  Ministerium.’"")  Dieses  -wünschte  daher  eine  Reorganisation  des 
gesamten  Zollwesens  und  erbat  Vorschläge  dazu. 

Die  AViesbadener  Hofkammer  stimmte  für  Verlegung  aller  Zölle  an  die 
Landesgrenze  und  für  Aufstellung  eines  einheitlichen  Tarifs  für  ausgeführte,  ein- 
geführte und  durchgeführte  AVaren.’"’)  Diese  Forderungen  waren  nicht  neu.  In 
anderen  Staaten  hatte  man  sie  schon  längst  erhoben.  So  z.  B.  in  Preussen.  Hier 
hatte  bereits  unter  Friedrich  AVilhelm  H.  eine  Kabinetsorder  das  System  der  Binnen- 
zölle verurteilt  und  die  Perspektive  eines  einzigen,  dem  Ausland  gegenüber  bei- 
zubehaltenden Zolls  eröffnet.  Auch  das  Kabinett  Friedrich  AAllhelras  HL  hatte 
sich  wiederholt,  schon  1798,  in  demselben  Sinne  ausgesprochen.’"")  Aber  erst 
der  tatkräftige  AATlle  Steins  vermochte  es,  diese  Idee  in  die  Tat  umzusetzen. 
Im  Königreich  AVestfalen  bereitete  sich  etwas  ähnliches  vor.  Die  Regierung 
hatte  hier  die  Tendenz,  die  bestehenden  Zollschranken  zwischen  den  einzelnen 
Departements,  d.  h.  den  ehemals  verschiedenen  Landesteilen,  zu  beseitigen.’"") 
Den  guten  AA'illen  zu  einer  Reform  des  Zollwesens  hatte  man  auch  in 
Nassau.  Aber  die  unsichere  politische  Lage  und  die  Kontinentalsperre  hinderten 
zunächst  ihre  Durchführung.  Immerhin  wurden  während  der  Rheinbundzeit 
wenigstens  sehr  beachtenswwte  A^orarbeiten  für  eine  Zollreform  geleistet. 

1810  reichte  der  Regierungsrat  v.  Alülmann  II.  den  Entwurf  einer  Zoll- 

Altenkirphcn,  FriedenAvald  und  Freusburg. 

Bericht  der  'Wiesbadener  Hofkanimer  vom  23.  März  1803. 

Bericht  der  AVeilburger  Ilofkanmier  vom  — ■ Sept.  1S08. 

Ministerialbeschluss  vom  28.  Juni  1808. 

Bericht  der  AViesbadener  Ilofkammer  vom  2.3.  März  1809. 

Lehmann,  Stein  1.  329. 
i66j  Xhimme,  Hannover  11.  4G1  ff. 
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Verordnung  ein’’’'),  die  er  schon  vom  1.  Juli  1810  ab  in  Kraft  wissen  wollte. 
Handelsfreiheit  innerhalb  des  Herzogtums  wurde  hier  verkündet.  Die  Binnen- 
zölle sollten  fallen.  Eingangs-,  Ausgangs-  und  Durchgangszoll  sollten  an  den 
Grenzen  des  Herzogtums  nach  einem  einzigen  Tarif  erhoben  werden.  Die  meisten 
Objekte  wurden  nach  dem  Gewicht  oder  dem  Rauminhalt  verzollt.  Für  Edel- 
steine, Edelmetalle  und  ähnliche  Objekte  war  der  Zoll  nach  dem  Wert  bemessen. 
Zollfreiheit  sollten  nur  haben:  rheinische  Bundesfürsten,  Besitzer  herzoglicher 
Befreiungspatente,  auswärtige  Gesandte,  soweit  deren  Staaten  die  nassau- 
ischen  Gesandten  ebenfalls  vom  Zoll  befreiten.  Ferner  sollten  zollfrei  sein  das 
auf  gewöhnlichen  Postwagen  eingeführte  Gut,  sowie  Güter  und  Gefälle,  welche 
Ausländer  von  nassauischen  Untertanen  bezogen,  und  Waren,  die  mit  einem 
besonderen  Freipass  versehen  seien.  Die  Ausst(dlung  solcher  Freipässe  sollte 
durch  das  Ministerium,  die  Regierungen  und  die  Hofkammern  erfolgen. 

Der  Begünstigung  des  Handels  diente  hauptsächlich  die  Bestimmung,  dass 
Ausländer,  die  ihre  Waren  auf  nassauische  Märkte  brachten,  vom  Ausgangszoll 
für  die  unverkauften  Güter,  die  binnen  4 Wochen  das  Land  wieder  verliessen, 
befreit  waren.  Dementsprechend  wurde  den  Inländern,  die  auswärtige  Märkte 
besuchten,  für  die  innerhalb  14  Tagen  unverkauft  zurückgebrachten  Waren  der 
gezahlte  Ausfuhrzoll  zurückerstattet.  Eine  Rückvergütung  des  Zolles  war  ferner 
für  Früchte  und  Gips  vorgesehen , die  man  zum  Mahlen  ins  Herzogtum 
brachte  und  als  Mehl  wieder  ausführte.  Das  Gleiche  galt  für  Tuche  und  Garne, 
die  nur  zum  Bleichen  und  Färben  eingeführt  wurden  und,  ohne  inzwischen  ihren 
Besitzer  gewechselt  zu  haben,  das  Land  wieder  verliessen. 

All  diese  Zollbefreiungen  hätten  sicher  den  Schmuggel  begünstigt,  wären  aber 
dem  Handel  und  Gewerbe  sehr  zugute  gekommen.  Merkantilistisch  im  höchsten  Grade 
war  überhaupt  der  Mülmannsche  Zollplan.  Sein  oberster  Grundsatz  lautete:  Grösste 
Begünstigung  der  Ausfuhr  fertiger  und  halbfertiger  Waren  und  Beschränkung  der 
Einfuhr  von  solchen  Waren.  Rohprodukte,  die  in  geringerer  Menge  erzeugt 
wurden,  als  für  die  inländischen  Fabriken  nötig  war,  mussten  hohen  Ausfuhrzoll 
zahlen.  Dadurch  sollte  der  Staat  dafür  entschädigt  werden,  dass  ihm  durch  die 
Ausfuhr  der  Rohstoffe  der  Gewinn  entging,  den  ihre  Verarbeitung  abgeworfen  hätte. 

Die  Durchgangszölle  waren  im  allgemeinen  mässig  angesetzt. 

Die  Verwaltung  der  Zölle  wollte  Mülmann  einer  Zolldirektion  übertragen, 
die  unmittelbar  unter  dem  Ministerium  stehen  sollte.  Rentmeister,  Rezeptoren 
und  andere  Beamte  sollten  in  den  Ämtern,  Zollerheber  an  jeder  Zollstätte  an- 
gestellt w'erden.  Für  die  Verhinderung  des  Schmuggels  war  auf  die  Hilfe  der 
Polizei,  der  ( frtsvoi’stände,  der  Landjäger  und  der  Chausseewärter  gerechnet. 
Müimann«  Derselbe  Mülmann  behandelte  1815  in  einem  zweiten  Entwurf  die  „Orga- 

einer  Orgs  - nisation  der  Grenzzone/^  Hier  zeigt  schon  der  Titel,  dass  der  Verfasser 
Grenzzöiit  alle  Binnenzölle  ableimt,  was  er  ia  auch  bereits  18  lO  getan  hatte.  Marschall 

1815.  

Das  nicht  näher  datierte  Original  befindet  sieh  in  Vlll.  HX.  St.  M.  2445. 

Untertäniger  Bericht  vom  25.  Xov.  1815. 
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wünschte  die  Berücksichtigung  dieses  neuen  Entwurfs  bei  der  künftigen  Rege- 
lung des  Abgabensystems. 

Die  Verwaltung  und  Beaufsichtigung  des  Zollwesens  sollte  der  General- 
steuerdirektion übertragen  werden.  Sie  wollte  man  auch  veranlassen,  statistische 
Zusammenstellungen  zu  machen  über  das  Verhältnis  von  Einfuhr,  Ausfuhr 
und  Durchfuhr,  über  die  Einnahmen  daraus,  über  die  wichtigsten  Er- 
zeugnisse von  Gewerbe  und  Industrie.  Es  zeigte  sich  hier  das  erwachende 
Verständnis  für  den  Wert  und  die  Aufgaben  der  Statistik.  Die  Zollerhebcr 
sollten  je  nach  ihren  Verträgen  mit  der  Generalsteuer -Direktion  10  bis  20‘’/o 
des  eingenommenen  Zolles  als  Gehalt  beziehen.  Zollbefreiungspatente  kannte 
dieser  Entwurf  nicht  mehr.  Das  bedeutete  einen  wesentlichen  Fortschritt  auf 
dem  Wege  zur  Rechtsgleichheit.  Zollfrei  waren  nur:  landesherrliches  Eigentum, 
das  Gepäck  der  Reisenden,  soweit  es  für  ihren  eigenen  Gebrauch  bestimmt  war, 
Güter,  die  mit  dem  Postwagen  verschickt  wurden,  und  alle  Quantitäten  unter 
25  Pfund.  86  Zollbarrieren  sollten  die  Landesgrenzen  abschliessen. 

Mit  dem  1.  Jan.  1816  trat  die  neue  Zollordnung  in  Kraft,  die  zum  grossen 
Teil  auf  dem  Entwurf  Mülraanns  von  1815  beruhte.  Sie  gehört  bereits  zur  Gruppe 
der  zahlreichen  Reformen,  die  bald  nach  der  Rheinbundzeit  vorgenommen  wurden. 

Akzise 

Die  Akzise  ruhte  in  Kassau  im  wesentlichen  auf  Salz  und  Branntwein.  Die 
Salzakzise,  auf  die  wir  wieder  zurückkommen,  betrug  3V.t  Pf.  für  jedes  l‘fund.^‘°) 

In  Kassau-Usingen  hatte  man  zur  Begünstigung  der  inländischen  Brennereien 
schon  1804  neben  der  gewöhnlichen  Akzise  auf  den  Branntwein,  der  über  den 
Rhein  und  Main  gebracht  wurde,  eine  besondere  Auflage  von  3 fl.  für  jedes 
Ohm  gelegt.  Eine  sehr  mässige  Akzise  wurde  im  Amt  Ehrenbreitstein  von  den 
Brennereien  je  nach  der  Dauer  der  Brennzeit  und  der  Blasengrösse  erhoben. 
Wer  Branntwein  ausschenkte,  hatte  von  jedem  Mass  Vt  kr.  = 1 Pf.  zu  zahlen. 
In  Stadt  und  Amt  Weilburg  zalilte  jede  Branntweinbrennerei  und  -zapferei 
vierteljährlich  eine  Pauschalsumme  von  2 fl. 

Viel  brachte  die  Akzise  dem  Herzogtum  nicht  ein.  Ihre  Keuordnung  fand 
erst  nach  der  Rheinbundzeit  statt.  Die  Buntscheckigkeit,  die  auf  diesem  Ge- 
biete herrschte,  war  ziemlich  unschädlich,  weil  dadurch  nur  der  Branntweinhandel 
beeinflusst  wurde.”*) 

Chausseegeld. 

Von  grosser  Bedeutung  für  den  Verkehr  im  Herzogtum  wurde  die  Ein- 
führung eines  einheitlichen  Chausseegeldtarif  es  im  Oktober  1810.'"-)  Anfangs 

Randbemerkung  Marschalls  zu  obigem  Entwurf. 

Bericht  von  Motz  den  21.  Dez.  1806. 

A'IIT.  HX.  gen.  Yllld.  Der  auf  die  Einfuhr  fremden  Branntweins  zu  legende  Trn- 
pest  1807—1808,  und  WIL  HX.  gen  VIII  d.  Die  Einfuhr  des  fronulen  Branntweins  und  die 
darauf  erhöhte  Auflage. 

Bekanntmachung  der  AN  ege-  und  Uferbaudirektion  vom  20.  Okt.  1810  im  A'erordn.-Blatt. 


hatte  man  die  überall  verschiedenen  Chausseegeldtarife  schon  am  1.  November 
1809  auf  heben  wollen.  Dies  war  jedoch  unmöglich  geworden,  nachdem  man 
im  September  1809  mit  der  Neuordnung  der  gesamten  Chausseeverwaltung  be- 
«•onnen  hatte.”-'*')  Vor  dieser  Arbeit  hatte  die  Tarifreform  zurücktreten  müssen. 

Die  Sätze  für  das  Chausseegeld  waren  nicht  auf  allen  Strassen  vollkommen 
gleich.  Im  allgemeinen  betrugen  sie  auf  je  500  Ruten”*)  1 Kreuzer  für  jedes 
l’ferd  vor  Personenfuhrwerk  und  vor  2 — dspännigen  Frachtwagen,  sowie  für  Reit- 
pferde, und  l*/2  Kreuzer  für  jedes  Pferd  vor  einem  zweirädrigen  Frachtkarren 
oder  vor  5-  und  mehrspännigem  Frachtwagen.  Die  Sätze  für  getriebenes  Vieh 
waren  wesentlich  geringer.  Vom  Chausseegeld  waren  befreit  alle  Angehörigen 
des  nassauischen  Herrscherhauses,  die  Fürsten  des  Rheinbundes,  die  media- 
tisierten  Fürsten  in  den  Grenzen  ihres  ehemaligen  Gebiets,  die  Mitglieder  des 
Ministeriums,  Militärpersonen  auf  ihren  dienstlichen  Reisen,  die  gewöhnliche 
fahrende  und  reitende  Post  und  alle  Fuhren,  welche  die  Untertanen  zur  Ab- 
leistung herzoglicher  Frohnden  machten.  Innerhalb  ihres  Amtsbezirkes  waren 
alle  Nassauer  von  der  Zahlung  des  Chäusseegeldes  befreit,  wenn  sie  in  eigenen 
Angelegenheiten  — nicht  um  Lohn  — fuhren.**'')  Trotz  dieser  Einschränkung 
war  gerade  diese  Schlussbestimmung  von  gross(im  Werte  für  die  Massen  der 
ländlichen  Bevölkerung.  Denn  der  Verkehr  von  Dorf  zu  Dorf  und  vom  Dorf 
nach  dem  Markt  und  nach  der  Stadt  wurde  dadurch  wesentlich  verbilligt. 

Messgeleit. 

Eine  Auflage,  teils  dem  Chausseegeld,  teils  dem  Zoll  verw-andt,  war  das 
Messgeleit.  Es  wurde  seit  langer  Zeit  von  Kaufleuten  und  Warenzügen,  die 
zur  Frankfurter  Messe  gingen,  auf  einigen  Strassen  des  Herzogtums  erhoben. 

Einst  hatte  der  Staat  für  diese  Abgabe  die  Pflicht  übernommen,  die  nach 
der  Messe  ziehenden  Personen  und  Güter  sicher  zu  geleiten.  Jetzt  waren  die 
Zeiten  ruhiger  geworden;  der  Staat  brauchte  dieser  Pflicht  nicht  mehr  besonders 
zu  warten.  Billigerweise  konnte  er  demnach  auf  die  Zahlung  des  Messgeleits 
keinen  Anspruch  mehr  erheben.  Dieses  wurde  daher  durch  das  Edikt  vom 
1./3.  März  1810***’’)  von  den  nassauischen  Regenten  aufgehoben.  Zugleich  ent- 
zog sich  der  Staat  auch  der  Ausübung  der  letzten  Pflicht,  die  er  für  die  Zahlung 
dieser  Abgabe  auf  sich  genommen  hatte.  Von  nun  an  wurden  die  nach  Frank- 
furt führenden  Strassen  nicht  mehr  wie  bisher  während  der  Messezeit  durch 
Militärposten  bewacht. 

Ik'kaimtnmeliung  der  Wege- und  Uferbaudiroktioii  vom  12.  Sept.  1809  im  Verordn. -Blatt. 

Eine  Hute  = 5 m. 

8.  den  Zolltarif.  Beilage  zu  Xr.  25  des  Yerordn.-Blatts  von  1810. 

Im  Yerordn.-Blatt  von  1810. 
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Lebenslauf. 


Ich,  Arnold  Max  Gotthard  Merker,  evangelischer  Konfession,  bin  geboren 
am  G.  Mai  1884  zu  Sprottau  als  Sohn  des  Majors  a.  D.  Merker.  Das  Zeugnis 
der  Reife  erwarb  ich  Ostern  1903  auf  dem  Gymnasium  zu  Bunzlau  in  Schlesien 
und  trat  dann  als  Fahnenjunker  ins  7.  Thüringische  Infanterieregiment  Nr.  96. 
Nach  kurzer  Zeit  wurde  ich  als  invalide  entlassen  und  studierte  Geschichte, 
Geographie  und  Deutsch  von  Herbst  1903  bis  Herbst  1904  in  Göttingen,  bis 
Frühjahr  1905  in  Berlin  und  seitdem  wieder  in  Göttingen.  Ich  durfte  mich 
beteiligen  an  Übungen  der  Herrn  Professoren  und  Dozenten:  Brandi,  Busolt, 
M.  Heyne,  Max  Lehmann,  von  Richthofen,  Roloff,  Schröder,  Stein 
und  Hermann  Wagner.  Allen  den  genannten  Herren  spreche  ich  meinen 
Dank  dafür  aus. 

In  ganz  besonderer  Weise  fühle  ich  mich  Herrn  Professor  Lehmann 
zu  Dank  verpflichtet,  der  mich  zur  vorliegenden  Arbeit  anregte  und  mich  stets 
bei  der  Ausführung  aufs  liebenswürdigste  mit  seinem  Rat  unterstützte. 

Herrn  Geh.  Archivrat  Dr.  P.  Wagner  und  Herrn  Archivar  Dr.  Schaus 
muss  ich  noch  danken  für  ihre  weitgehende  Unterstützung  bei  der  Benutzung 
des  Staatsarchivs  zu  Wiesbaden. 


t, 


